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Editorial 

Starke Impulse 

Jean-Claude Juncker ist gewählt. Ein wochenlanges, 
teilweise unwürdiges Ringen hat ein Ende gefunden. 
Das Parlament hat sich gegenüber dem Europäischen 
Rat durchgesetzt. Der Machtkampf ist damit aber 
nicht beendet. Er fängt gerade erst an. Für die Kom-
mission wird es schwierig werden, Spielräume zu 
finden zwischen einem nach voller Emanzipation 
strebenden Parlament und den diese nicht wollenden 
Staats- und Regierungschefs. Gewiss hat die Kommis-
sion als Hüterin der Verträge eine Aufgabe, die zu-
mindest in der Theorie unabhängig von politischen 
Mehrheiten ist. Juncker wird aber Politik machen 
wollen. 

In der veröffentlichten Meinung heißt es zu seiner 
Antrittsrede, Juncker habe beiden Seiten entgegen-
kommen, es aber keiner recht machen wollen. Tat-
sächlich wird der erfahrene Politiker schon bald starke 
politische Impulse in beide Richtungen setzen, Parla-
ment und Rat, um sich auf diese Weise Handlungs-
räume zu eröffnen. Dabei werden Effizienzsteigerun-
gen im bestehenden europäischen Gefüge und mehr 
Integration einander nicht ausschließen. 

Starke Impulse setzt die EU-Kommission bereits mit 
ihrer REFIT-Initiative. Im Juni zog sie eine erste Zwi-
schenbilanz. Bürokratieabbau klingt zwar gut. Tat-
sächlich scheint Brüssel aber im Namen von REFIT 
dazu überzugehen, Vereinbarungen von Sozialpart-
nern in Frage zu stellen. Ein weiteres Besorgnis der 
europäischen Gewerkschaften: TTIP. Das transatlanti-
sche Freihandelsabkommen wirft viele Fragen auf. 
Mangelnde Transparenz hinsichtlich des Verhand-
lungsmandats und der Verhandlungsgegenstände 
tragen nicht dazu bei, diese Sorgen zu entkräften. 
Nicht nur Befürchtungen, sondern handfeste Proble-
me haben die irischen Beamten. Nach Jahren der Krise 
müssen sie mit erheblichen Einkommenseinbußen 
klarkommen. 

Europäisches Recht galt es im Juni auch vor dem Bun-
desverfassungsgericht zu wägen. Herausgekommen 
ist eine Entscheidung, die der Modernisierung des 
Beamtenrechts in Deutschland gerecht wird und 
gleichzeitig nicht an seine Grundfesten rührt. Einen 
stärkeren Impuls als diesen höchstrichterlichen möch-
te der neue Vorsitzende des Beschäftigungsausschus-
ses im Europäischen Parlament setzen. Der Politiker 
der Linken, Thomas Händel, will nichts weniger als 
einen „radikalen Politikwechsel in Europa“. 

Die Redaktion wünscht viel Freude beim Lesen. 
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Der neue Präsident der Europäischen Kommissi-
on, Jean-Claude Juncker, ist gewählt. Für die 
Staats- und Regierungschefs führte kein Weg an 
dem Spitzenkandidaten vorbei, dessen Parteien-
familie, die Europäische Volkspartei, die meisten 
Stimmen bei der Europawahl bekommen hat und 
hinter dem eine Mehrheit der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments steht. Der bei der Euro-
pawahl unterlegene Spitzenkandidat der Sozial-
demokraten, Martin Schulz, wurde erneut für 
zweieinhalb Jahre in das Amt des Parlamentsprä-
sidenten gewählt. Im Europäischen Parlament 
gibt es trotz der zahlreichen Europagegner, die 
bei den Wahlen vom Mai Sitze erringen konnten, 
eine proeuropäische Koalition. Auch die Liberal-
demokraten der ALDE-Fraktion arbeiten mit EVP 
und der Progressiven Allianz der Sozialisten, der 
sozialdemokratischen S&D – Fraktion, zusam-
men. 

Juncker ist neuer Kommissionspräsident 

Juncker erhielt bei der Abstimmung am 15. Juli 
mit 422 von 729 Stimmen eine klare Mehrheit. 
Auch einige Politiker der Grünen stimmten für 
den ehemaligen Luxemburger Premierminister 
und Chef der Eurogruppe. Dieser hatte sich zuvor 
in der Grünen Fraktion einer intensiven Fragerun-
de gestellt. Der neue Kommissionspräsident will 
vor allem die Arbeitslosigkeit in Europa bekämp-
fen. Vor der Abstimmung stellte Juncker seine 
politischen Ziele vor: „Meine erste Priorität und 
der Leitfaden jedes einzelnen Vorschlages ist 
Wachstum und Arbeitsplätze in Europa zu schaf-
fen. Um das zu erreichen, werde ich in den ersten 
drei Monaten meiner Amtszeit ein Paket für Ar-
beitsplätze, Wachstum und Investitionen vorle-
gen, um 300 Milliarden Euro an Investitionen über 
die kommenden drei Jahre zu generieren.“ 

Juncker will, dass die sozialen Folgen der Krise 
überwunden werden. Zur Troika aus EU-
Kommission, Europäischer Zentralbank und Inter-
nationalem Währungsfonds, die für die Überwa-
chung der EU-Staaten unter dem Euro-
Rettungsschirm zuständig ist, sagte er: „In Zu-
kunft brauchen wir einen demokratisch legiti-
mierten Ersatz für die Troika und gründliche sozia-
le Folgenabschätzungen für alle neuen Unterstüt-
zungsmaßnahmen und –programme.“ Die Ret-
tung des Euro sei notwendig gewesen, habe aber 
die soziale Dimension Europas vernachlässigt. „Es 
ist inakzeptabel, dass in der Krise einfache Rent-
ner die gesamte Last der Strukturreformen tragen 
mussten, während Reeder und Spekulanten noch 
reicher wurden.“ 

Mit Blick auf die schwierige Suche nach einer 
gemeinsamen europapolitischen Linie der Mit-
gliedstaaten, den drohenden EU-Austritt Großbri-
tanniens vor Augen, sagte Juncker: „Ich möchte 
für eine Union arbeiten, die für Demokratie und 
Reform steht; die nicht aufdringlich ist und für 
statt gegen ihre Bürger arbeitet. Ich möchte für 
eine Union arbeiten, die Ergebnisse liefert.“ Die 
Mitgliedstaaten müssten nicht unbedingt weiter 
in gleichem Tempo bei der Integration voran-
schreiten. Einige hätten vielleicht bereits ihr Ziel 
erreicht. 

 
Juncker vor seiner Wahl 

© Europäisches Parlament, 2014 

Weitere Schwerpunkte seines Mandats sieht der 
neue Kommissionspräsident in weniger 
Bürokratielasten durch weniger Regulierung, 
einer gemeinsamen europäischen Energiepolitik 
und einer gemeinsamen Einwanderungspolitik. 
Juncker erklärte zudem, ein vernünftiges und 
ausgewogenes Handelsabkommen mit den Ver-
einigten Staaten von Amerika aushandeln zu 
wollen. „Ich bin nicht bereit, die hohen europäi-
schen Sicherheits-, Gesundheits-, Sozial- und Da-
tenschutzstandards sowie unsere kulturelle Viel-
falt auf dem Altar des Freihandels zu opfern.“ Die 
ausführliche Rede Jean-Claude Junckers steht auf 
den Seiten der Kommission zur Verfügung. 

 

Der Sondergipfel der Staats- und Regierungschefs 
vom 16. Juli diente nur einem Zweck. Die 28 EU-
Staaten sollten sich im Europäischen Rat auf Kan-
didaten für die Nachfolge Herman van Rompuys 
im Amt des Ständigen Ratspräsidenten und von 
Lady Catherine Ashton als Außenbevollmächtigte 
verständigen. Da die Chefs, wie die Staats- und 

Suche nach dem kleinsten Karo 
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Regierungschefs im Brüsseler Jargon genannt 
werden, sich nicht einigen konnten, wurde die 
Entscheidung auf Ende August vertagt. 

Die Sozialdemokraten wollen die dänische Minis-
terpräsidentin Helle Thorning-Schmidt als Rats-
präsidentin durchsetzen, was Christdemokraten 
und Konservative mit Blick auf das Ergebnis der 
Europawahl ablehnen. Die Osteuropäer wollen 
den angesehenen polnischen Außenminister 
Radosław Sikorski als Chef des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes installiert sehen. Auch die 
Amerikaner würden den fest gegenüber Russland 
auftretenden Polen ernst nehmen. Die großen EU-
Staaten scheinen aber schwächere und 
willfährigere Persönlichkeiten für diese Spitzen-
ämter zu bevorzugen, um ihren eigenen Einfluss 
abzusichern. Diese Haltung hatte bereits zur Beru-
fung van Rompuys statt Junckers als Ratspräsi-
dent und Lady Ashtons statt Tony Blairs für den 
Auswärtigen Dienst geführt. 

 
Lady Ashton und Rados ław Sikorski 

© Consilium, 2014 

Kritiker bemängeln, die Staats- und Regierungs-
chefs suchten den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner. Zumal ihnen das Parlament bereits die starke 
Persönlichkeit Juncker für die Kommissionsspitze 
aufgezwungen hat. Wie sehr dies manchem Mit-
glied des Europäischen Rats missfiel, zeigt die in 
der Zeit zwischen der Europawahl und der Wahl 
des Kommissionspräsidenten durch das Parla-
ment von interessierter Seite losgetretene 
Schmutzkampagne gegen den Luxemburger. Das 
Presseecho auf den Gipfel vom 16. Juli ist recht 
einhellig: Der Europäische Rat macht sich aktuell 
nicht um Europas Zukunft verdient. 

 

 

Fest steht bereits, der neue deutsche EU-
Kommissar wird der alte sein. Die Bundesregie-
rung will erneut Günther Oettinger nach Brüssel 
entsenden, der in der bisherigen Kommission 
das wichtige Energieressort geleitet hat. Wel-
ches neue Portfolio er bekleiden wird, ist offen 
und liegt in der Entscheidung Jean-Claude 
Junckers, des neuen Präsidenten, der überhaupt 
über den künftigen Zuschnitt der Ressorts befin-
den muss. Allgemein wird erwartet, dass er weit-
reichende Änderungen vornehmen wird. Nach 
und nach benennen die 28 Mitgliedstaaten nun 
ihre Kandidaten. Juncker hat in seiner Antritts-
rede als Kommissionspräsident für einen höhe-
ren Frauenanteil geworben. Offen ist, ob jeder 
der 28 Kommissare wieder ein eigenes Ressort 
vertreten wird, oder ob es fortan nachgeordnete 
Kommissare gibt. Kleinere Mitgliedstaaten leis-
ten gegen eine solche Rationalisierung Wider-
stand, weil sie befürchten, Einfluss auf die EU-
Institutionen zu verlieren. 

Konturen der neuen Kommission 

Die auch in Deutschland recht bekannte Luxem-
burger Justizkommissarin Viviane Reding, die 
kurzzeitig sogar als mögliche Spitzenkandidatin 
der EVP gehandelt wurde, ist als Abgeordnete ins 
Europäische Parlament zurückgekehrt. Sie wird 
interimshalbe ersetzt durch die EU - Generaldi-
rektorin Martine Reicherts. Luxemburg, das den 
Präsidenten stellt, wird in der neuen Kommission 
keinen weiteren Kommissar haben. Auch der 
liberaldemokratische Spitzenkandidat, der Finne 
Olli Rehn, tritt nicht mehr an. Der bisherige Wäh-
rungskommissar wird ersetzt durch Jyrki 
Katainen. Katainen war bis Ende Juni finnischer 
Regierungschef. Er trat von seinem Amt zurück, 
um Mitglied der Kommission werden zu können. 

Der italienische Kommissar Antonio Tajani tritt 
nicht wieder an. Für ihn benennt Italien voraus-
sichtlich den Diplomaten Ferdinando Nelli Feroci. 
Österreich dürft erneut Johannes Hahn ins Ren-
nen schicken. Der Belgier Karel de Gucht hat eine 
Reihe von Konkurrenten, darunter auch eine 
Konkurrentin. Nicht auszuschließen, dass Belgien 
dem Wunsch Junckers nachkommt, mehrere 
Kandidaten zu benennen und darunter auch 
Frauen, damit er selbst eine Vorauswahl treffen 
kann. Die Bundesregierung wie auch viele andere 
Regierungen lehnen ein solches Verfahren ab. 
Frankreich schickt statt des Binnenmarktkom-
missars Michel Barnier seinen Ex - Finanzminis-
ter Pierre Moscovici ins Rennen. 
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Paris will, dass Moscovici Währungskommissar 
wird. Dagegen wurden in der Großen Koalition in 
Berlin Stimmen laut, die eine Aufweichung des 
Stabilitätspakts befürchten, was einmal mehr 
zeigt, wie es aktuell um die deutsch - französi-
schen Beziehungen bestellt ist. 

 
Frankreichs Kandidat für das Amt des Währungskommissars: 

Pierre Moscovici (rechts), hier im Gespräch mit Bundes- 
finanzminister Wolfgang Schäuble 

© Consilium, 2014 

Großbritannien, das mit sich und Europa um 
seine Zukunft in der Union ringt, überrascht mit 
der Benennung des für britische Verhältnisse 
proeuropäischen Lords Jonathan Hill. Das Londo-
ner Kabinett rückt zwar mit der Berufung des 
neuen Außenministers Philipp Hammond weiter 
von Europa ab. Hill gilt aber als Schüler des aus 
Altersgründen aus der Regierung ausgeschiede-
nen proeuropäischen Konservativen Kenneth 
Clarke und war bereits an den Verhandlungen 
zum Maastrichter Vertrag beteiligt. London hat 
das Binnenmarktressort ins Auge gefasst. Polen 
ersetzt Haushaltskommissar Janusz Lewan-
dowski durch Jacek Dominik, den Unterstaats-
sekretär des Finanzministeriums. Für Schweden 
dürfte erneut Cecilia Malmström antreten. Bei 
den meisten nicht genannten Mitgliedstaaten 
herrscht noch Unklarheit, sind teils, wie in den 
Niederlanden, viele Namen im Gespräch. Für alle 
Genannten gilt, dass es sich vielfach noch um 
Spekulation handelt. 

 

Anfang Juli konstituierte sich das achte Europäi-
sche Parlament. Sein neuer, alter Präsident heißt 
Martin Schulz. Schulz wird nach zweieinhalb 
Jahren für die zweite Hälfte der fünfjährigen 

Legislaturperiode von einem EVP - Abgeordne-
ten im Präsidentenamt abgelöst. Als Vizepräsi-
dent wiedergewählt wurde der Christdemokrat 
Rainer Wieland. Weiterer deutscher Vizepräsi-
dent ist der Freidemokrat Alexander Graf 
Lambsdorff. Der bisherige finnische EU - Wäh-
rungskommissar Olli Rehn ist gleichfalls einer 
der 14 Vizepräsidenten des Europäischen Parla-
ments. Deutsche EU-Parlamentarier wurden von 
ihren Kollegen in weitere Schlüsselpositionen 
gewählt. Drei von sieben Fraktionsvorsitzenden 
sowie fünf der 20 Ausschussvorsitzenden kom-
men aus Deutschland. Euroskeptiker der Europä-
ischen Konservativen und Reformisten (EKR) 
stellen die drittgrößte von sieben Fraktionen des 
Europäischen Parlaments und zwei Ausschuss-
vorsitzende. 

Zahlreiche Deutsche in Führungspositionen im 
Europäischen Parlament 

Der langjährige deutsche EU-Abgeordnete Elmar 
Brok (EVP), Präsident der Union Europäischer 
Föderalisten (UEF) wurde erneut zum Vorsitzen-
den des Auswärtigen Ausschusses gewählt. Der 
Sozialdemokrat Bernd Lange sitzt dem Ausschuss 
für internationalen Handel vor. Er wird also ein 
wichtiger Ansprechpartner in Sachen Transatlan-
tische Investitions- und Handelspartnerschaft 
(TTIP) sein. Die Christdemokratin Inge Gräßle 
leitet den Haushaltskontrollausschuss, der Linke 
Thomas Händel (siehe Interview in dieser Ausga-
be) den Ausschuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten. Der Grüne Michael Cramer 
wurde zum Vorsitzenden des Ausschusses für 
Verkehr und Tourismus gewählt. 

Auch bei den Fraktionsführungen sind mehrere 
Deutsche dabei. Neuer Vorsitzender der EVP-
Fraktion wurde der CSU-Politiker Manfred We-
ber. Gemeinsam mit dem Belgier Philippe 
Lamberts führt Rebecca Harms die Fraktion der 
Grünen, und für die Linke in ihrem Amt bestätigt 
wurde Gabi Zimmer. Die S&D Fraktion führt der 
Italiener Gianni Pittella, Guy Verhofstadt wie 
bisher die liberale ALDE Fraktion. Die europa-
skeptische EKR Fraktion, der die AfD angehört, 
führt der Brite Syed Kamall. AfD Parteichef Bernd 
Lucke bekam keine Mehrheit für den stellvertre-
tenden Vorsitz des Währungsausschusses. Die 
gleichfalls die EU ablehnende Fraktion Europa 
der Freiheit und der direkten Demokratie wird 
von dem Italiener David Borrelli und dem Briten 
Nigel Farage, dem Vorsitzenden von UKIP, ange-
führt. Der rechtsextreme französische Front 
National gehört ebenso wie der deutsche NPD-
Abgeordnete keiner der sieben Fraktionen an. 
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Diesmal war es ein kurzer Weg. Er führte gerade-
wegs über das Ionische Meer. Am 1. Juli ist der 
Staffelstab der halbjährlich wechselnden Ratsprä-
sidentschaften von Griechenland auf Italien über-
gegangen. Italiens neuer Regierungschef Matteo 
Renzi von der sozialdemokratisch orientierten 
Demokratischen Partei will den europäischen 
Sparkurs beenden. Gemeinsam mit dem nach 
mehreren verlorenen Wahlen geschwächten und 
unpopulären französischen Staatspräsidenten 
François Hollande will Renzi den bisherigen Kurs, 
der nicht nur in Frankreich und Italien mit Vorga-
ben aus Berlin identifiziert wird, durchbrechen. 
Renzi fordert eine aktive Arbeitsmarktpolitik für 
Europa, ein Ende der Austerität und, angesichts 
der an Italiens Küsten anlandenden afrikanischen 
Flüchtlinge, eine „gerechtere“ europäische Asyl- 
und Flüchtlingspolitik. Rat und Parlament disku-
tierten die Prioritäten des italienischen Ratsvor-
sitzes. 

Prioritäten der neuen EU-Ratspräsidentschaft 

Am 2. Juli stellte sich Renzi dem Plenum des Euro-
päischen Parlaments. Der italienische Minister-
präsident rief die EU-Abgeordneten dazu auf, 
überzeugt und entschlossen daran zu arbeiten, 
Europas führende Rolle in der Welt zu erhalten. 
„Wenn Europa heute ein Selfie von sich macht, 
würde es müde und resigniert darauf aussehen“, 
so der Ratspräsident. Mit Blick auf den europäi-
schen Stabilitätspakt erklärte Renzi, Stabilität sei 
jetzt erreicht. Es gelte nun, beschäftigungsintensi-
ves Wachstum zu einem grundlegenden Element 
europäischer Politik zu machen. Der scheidende 
Kommissionspräsident, José Manuel Barroso, 
begrüßte Renzis Vorstellungen. Manfred Weber, 
der am gleichen Tag gewählte neue Vorsitzende 
der EVP-Fraktion, der die deutschen Unionspartei-
en angehören, mahnte, Schulden zerstörten die 
Zukunft Europas. 

Unterstützung erhielt Renzi von seinem Lands-
mann und Parteifreund, dem Vorsitzenden der 
sozialdemokratischen S&D Fraktion Gianni 
Pittella. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt müs-
se fortan flexibler gehandhabt werden. Zuvor 
hatte der griechische Ministerpräsident Antonis 
Samaras die Ergebnisse der griechischen Ratsprä-
sidentschaft präsentiert. Er nannte Fortschritte 
bei der Bankenunion, Verbesserungen beim 
Grenz- und Einwanderungsmanagement und 
betonte, die Grundlagen für mehr Wachstum und 
Arbeitsplätze seien gelegt. 

Am 9. Juli tagte der Rat für Wirtschaft und Finan-
zen (ECOFIN). Der italienische Minister für Wirt-
schaft und Finanzen, Pier Carlo Padoan, benann-
te für die Ratspräsidentschaft drei programmati-
sche Schwerpunkte: Erstens soll die Europa 
2020-Strategie für Wachstum und Beschäfti-
gung einer Bewertung unterzogen werden. 
Zweitens will die Ratspräsidentschaft, dass in 
Europa mehr Mittel für Investitionen zur Verfü-
gung stehen. Drittens sollen die Strukturrefor-
men fortgesetzt werden. Laut Bundesfinanzmi-
nister Wolfgang Schäuble, der an der Sitzung 
teilnahm, gab es ein „breites gemeinsames 
Grundverständnis“, dass der Stabilitätspakt nicht 
geändert werden sollte. „Es darf kein Zweifel 
aufkommen, dass der Kurs des Defizitabbaus 
weiter beschritten wird.“ 

 
Italiens neuer starker Mann: Ministerpräsident Matteo Renzi, 

hier im Gespräch mit Bundeskanzlerin Angela Merkel 
© Consilium, 2014 

 

Die Europäische Kommission will weniger regu-
lieren, weniger Bürokratielasten für Bürger und 
Unternehmen. Ihre Tätigkeit soll stärker als bis-
her Wachstum und Beschäftigung fördern. Dies 
sind die Ziele des so genannten REFIT-
Programms, das Brüssel seit Herbst 2013 ver-
folgt. Am 18. Juni veröffentlichte die Kommissi-
on eine neue 

REFIT für weniger Bürokratie 

Mitteilung zur Bestandsaufnahme 
des Programms zur Gewährleistung der Effizienz 
und Leistungsfähigkeit der Rechtsetzung (REFIT). 
Weniger Bürokratie und mehr Wachstum, das 
klingt wenig angreifbar. Dennoch wird REFIT im 
Europäischen Parlament wie auch von den euro-
päischen Gewerkschaften zunehmend kritisch 
gesehen. 
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Die EU-Kommission will im Zuge des REFIT Pro-
gramms alle EU-Rechtsvorschriften überprüfen. 
Wirkungslose Maßnahmen, unstimmige Vor-
schriften oder unnötige Auflagen sollen abge-
schafft werden. In ihrer aktuellen Mitteilung 
beschreibt die Kommission den Stand dieser 
systematischen Überprüfungen. So hat die 
Kommission bereits 53 Gesetzgebungsvorschlä-
ge zurückgenommen. Andere, neue Vorhaben 
werden Eignungstests unterzogen. Die Kommis-
sion hat aber auch neue Gesetzesinitiativen an-
gestoßen, die zu Vereinfachungen führen sollen, 
so etwa durch die Einführung einer einheitlichen 
Mehrwertsteuererklärung, die Verbesserung des 
Verfahrens für Bagatellforderungen oder einfa-
chere Verfahren für die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen und eine nach Dafürhalten 
der Kommission einfachere öffentliche Auftrags-
vergabe. In Kürze sollen vereinfachte Regeln für 
die Datenerhebung von Unternehmen, die in 
Brüssel vorzulegenden Statistiken, eingeführt 
werden. Bis 30. September können sich Interes-
sierte an einer öffentlichen Konsultation der EU - 
Kommission beteiligen. In der Mitteilung vom 
18. Juni heißt es: „Die Kommission begrüßt Bei-
träge, Daten und Fakten von Sozialpartnern und 
Interessenträgern zum aktuellen Stand und zu 
den Perspektiven von REFIT.“ 

 
Geht die Kommission beim Bürokratieabbau zu weit? 

© Luis Louro - Fotolia.com 

Von Seiten der europäischen Gewerkschaften 
gibt es Kritik an REFIT. So wird befürchtet, dass 
wichtige Arbeitsschutzbestimmungen durch 
REFIT abgeschafft werden könnten. Der Kommis-
sion wird vorgeworfen, dass sie im Rahmen des 
europäischen Sozialen Dialogs getroffene Ver-
einbarungen nicht mehr zur Verabschiedung an 
den Rat weiterleitet, diese also im Namen von 
REFIT blockiert, wie zuletzt im Falle einer Verein-
barung zum Arbeitsschutz von Friseuren gesche-

hen. Gleichfalls kassiert wurde ganz aktuell ein 
Rechtsetzungsvorhaben, das die Rechte schwan-
gerer Frauen, den Mutterschutz, verbessern soll-
te. Im Europäischen Parlament gibt es kritische 
Stimmen, die sich um die Folgen von REFIT für 
das soziale Europa sorgen. So begrüßenswert der 
Ansatz von REFIT grundsätzlich sei; im Europa-
Dossier Bürokratieabbau der SPD vom April 2014 
heißt es: „Von den Sozialdemokraten wurde 
gegenüber der EU-Kommission auch kritisch 
angemerkt, dass der geplante Bürokratieabbau 
nicht auf Kosten sozialer und ökologischer Stan-
dards in der EU erfolgen dürfe.“ Die österreichi-
sche S&D - Abgeordnete Evelyn Regner sprach 
gar von einem „Angriff auf wichtige Grundrechte 
von Beschäftigten in der gesamten Europäischen 
Union“. 

 

Die Europäische Kommission will die Verwaltun-
gen der Mitgliedstaaten modernisieren und 
stärker miteinander vernetzen. Am 26. Juni prä-
sentierte sie ein neues Programm, das die Ent-
wicklung und Verbreitung interoperabler elekt-
ronischer Dienste auf nationaler und europäi-
scher Verwaltungsebene fördern soll. Begründet 
wird der Vorstoß mit dem Funktionieren des 
Binnenmarkts. Elektronische Schranken behin-
derten diesen. 

Schnellere und bessere öffentliche Dienste 

Der Vizepräsident der Kommission, Maroš 
Šefcovic, erklärte zu der Initiative: „Unter dem 
Druck der jüngsten Wirtschaftskrise reduzieren 
die Mitgliedstaaten bereits den Verwaltungs-
aufwand und die hierdurch entstehenden Kos-
ten, indem sie digitale Dienste einführen und die 
Geschäftsabläufe vereinfachen.“ Da dies aber 
nur in einzelnen Bereichen geschehe und es an 
europaweiter Interoperabilität mangele, stießen 
solche Veränderungen an technologische Gren-
zen. Zeitverluste und Kosten für Bürger und Un-
ternehmen seien die Folge. Allerdings zeige der 
eGovernment Report 2014, dass die Mitglied-
staaten bereits große Fortschritte in der Digitali-
sierung erzielt hätten. Die Kommission will diese 
Fortschritte weiter befördern. Seitens der Bun-
desregierung ist das Bundesministerium des 
Innern in die entsprechenden Brüsseler Arbeits-
prozesse einbezogen. 
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Die äußere Sicherheit wird mehr und mehr zu 
einem gemeinsamen europäischen Thema. Am 
24. Juni schlug die Kommission einen Aktions-
plan für den europäischen Verteidigungssektor 
vor. Brüssel will einen Binnenmarkt für Verteidi-
gungsgüter schaffen, Synergien zwischen der 
zivilen und der militärischen Forschung fördern. 
Die europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungswirtschaft soll effizienter, die Gemeinsa-
me Sicherheits- und Verteidigungspolitik ge-
stärkt werden. 

Aktionsplan für Verteidigung 

Der für Industrie und Unternehmertum zustän-
dige EU-Kommissar Antonio Tajani stützte sich 
auf den Europäischen Rat der Staats- und Regie-
rungschefs und dessen Erklärung, dass die Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten in der Vertei-
digung vertieft werden müsse, wenn die Union 
ihre sicherheitspolitischen Herausforderungen 
angemessen bewältigen wolle. „Die europäische 
Verteidigungsindustrie muss unbedingt ein 
weltweit führendes Produktions- und Innovati-
onszentrum bleiben, das hochqualifizierte Ar-
beitsplätze und Wachstum schafft“, so Tajani. 
Binnenmarktkommissar Michel Barnier ergänzte, 
trotz der prinzipiellen Zuständigkeit der Mit-
gliedstaaten könne mehr für die europäische 
Zusammenarbeit getan werden. „Offensichtlich 
geht die Entwicklung und Bewahrung der für die 
Zukunft erforderlichen Technologien und kriti-
schen Fähigkeiten über das von einem einzelnen 
Mitgliedstaat Leistbare hinaus“, so Barnier. 

 

Eine neue 

Teurer Stress 

Studie der Europäischen Agentur für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz (EU-OSHA) gibt einen Überblick über die 
wirtschaftlichen Kosten durch Stress am Ar-
beitsplatz. Zwar sei es aufgrund unterschiedli-
cher Systeme und spezifischer geografischer 
Begebenheiten nicht möglich, Länder eins zu 
eins miteinander zu vergleichen. Dennoch 
kommt die Studie, die vor allem Daten aus West- 
und Nordeuropa ausgewertet hat, zu der 
Schlussfolgerung, dass es für Gesellschaften 
deutlich günstiger sei, Maßnahmen gegen Stress 
durchzuführen als mit den Folgen zu leben. Be-
sonders die Krankenkassen könnten deutlich 
entlastet werden. Auch ein Rückgang der Pro-
duktivität durch stressbedingte Erkrankungen 
der Arbeitnehmer könne verhindert werden. 

Als Gründe für den gestiegenen Stresslevel 
nennt die Studie unter anderem gesellschaftliche 
Entwicklungen wie die voranschreitende Globali-
sierung, die Digitalisierung der Arbeitswelt, neue 
Arbeitszeitregelungen und den demografischen 
Wandel. Arbeitnehmer müssten noch stärker als 
früher neue Fähigkeiten erlernen, um den Status 
Quo zu sichern und mit einer höheren Aufga-
bendichte und Zeitdruck zurechtkommen. Auch 
die aktuelle Wirtschaftskrise habe in den ver-
gangenen Jahren den Druck auf Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber erhöht, wettbewerbsfähig zu 
bleiben. Knapp 30 Prozent der europäischen 
Arbeitnehmer seien nach eigener Einschätzung 
mental durch Stress beeinträchtigt. 

 
Stressige Arbeitswelt 
© Trueffelpix - Fotolia.com 

In der OSHA-Studie werden die Ergebnisse einer 
2013 mit Mitteln der EU durchgeführten Unter-
suchung zitiert, die die jährlichen Kosten von 
arbeitsbezogenen Depressionen auf 617 Milliar-
den Euro schätzen. Darin enthalten sind unter 
anderem die Kosten für die Gesundheitsversor-
gung und der Produktivitätsverlust durch abwe-
sende Arbeitnehmer. Für Deutschland werden 
die Kosten durch Arbeitsbelastungen auf 29,2 
Milliarden Euro jährlich geschätzt. Eine weitere 
Untersuchung bezifferte die Kosten durch 
Krankheit und Abwesenheit auf 3.600 Euro pro 
Arbeitnehmer und Jahr. 

 

B
er

ic
h

t 
au

s 
d

en
 In

st
it

u
ti

on
en

 

https://osha.europa.eu/en/publications/literature_reviews/calculating-the-cost-of-work-related-stress-and-psychosocial-risks�
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Arbeitnehmer und Arbeitgeber aus dem Binnen-
schifffahrtssektor einigten sich bereits 2012 auf 
ergänzende Regelungen zur Arbeitszeit in der 
Binnenschifffahrt. Die Europäische Kommission 
legte Anfang Juli einen 

Arbeitszeit in der Binnenschifffahrt 

Vorschlag zur Umsetzung 
dieser Einigung vor. Dadurch würden künftig 
ergänzend zur bestehenden Arbeitszeitrichtlinie 
Mindestvorschriften für die Arbeitszeitgestal-
tung auf Schiffen festgelegt, die im Personen- 
und Güterverkehr auf den Binnenwasserstraßen 
der Europäischen Union eingesetzt werden. Die 
Vorschriften sollen für die Mitglieder der Besat-
zung und das Bordpersonal gelten. 

Pro Woche darf die Arbeitszeit 48 Stunden nicht 
überschreiten. Allerdings kann die Arbeitszeit 
dafür über einen Zeitraum von 12 Monaten im 
Durchschnitt berechnet werden. Für die Nacht-
arbeitszeit gilt eine Grenze von 42 Stunden pro 
Woche. Arbeitnehmer sollen zudem mindestens 
zehn Stunden Ruhe pro Tag bekommen, davon 
mindestens sechs am Stück und insgesamt 84 
Stunden Ruhezeit pro Woche. Die Arbeitgeber 
sind verpflichtet, den Arbeitnehmern mindes-
tens vier Wochen bezahlten Urlaub pro Jahr zu 
gewähren und die Kosten für jährliche Gesund-
heitskontrollen zu übernehmen.  

 

Seit 2005 ist die Türkei offizieller Beitrittskandi-
dat zur Europäischen Union. Bereits 1963 wurde 
ein Assoziierungsabkommen mit der EU unter-
zeichnet, das besonders enge Beziehungen be-
gründen sollte. In einem Zusatzprotokoll aus den 
1970ern wurde eine so genannte Stillhalteklau-
sel eingeführt, die die Einführung weiterer Be-
schränkungen der Niederlassungsfreiheit über 
die damals bestehenden hinaus ausschließen 
sollte. Die Bundesrepublik hatte dennoch 2007 
eine Spracherfordernis für nachziehende Ehe-
partner eingeführt. Ein bestimmtes sprachliches 
Niveau musste vor der Einreise nachgewiesen 
werden. Ziel der Regelung sollte die bessere 
Integration der Zuziehenden sein. Gegen diese 
Regelung hatte ein in Deutschland lebender 
Türke geklagt, dessen Frau, eine Analphabetin, 
die Einreise von der deutschen Botschaft ver-
weigert worden war. Der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) gab ihm in einem 

Keine Sprachtests für türkische Ehepartner 

Urteil vom 10. Juli 
Recht. 

Die Richter am EuGH sahen in der deutschen 
Regelung von 2007 einen Verstoß gegen die im 
Zusatzprotokoll festgelegte Stillhalteklausel und 
erklärten deshalb die deutsche Sprachregelung 
für ungültig. Der Gerichtshof erläuterte, „dass 
die Familienzusammenführung ein unerlässli-
ches Mittel zur Ermöglichung des Familienlebens 
türkischer Erwerbstätiger ist, die dem Arbeits-
markt der Mitgliedstaaten angehören, und so-
wohl zur Verbesserung der Qualität ihres Auf-
enthalts als auch zur Förderung ihrer Integration 
in diesen Staaten beiträgt.“ Allerdings seien die 
genannten Ziele - die Bekämpfung von 
Zwangsverheiratungen und die Förderung der 
Integration – zwingende Gründe des Allgemein-
interesses und rechtfertigten grundsätzlich eine 
zusätzliche Regelung zur Niederlassungsfreiheit. 
Allerdings sei die bisher geltende Regelung zu 
pauschal und lasse keine Würdigung des Einzel-
falls zu. Von dem Urteil sind ausschließlich Tür-
ken und keine anderen Drittstaatsangehörigen 
betroffen, für die die Regelungen fortgelten. 

 
Zwangsehe: Laut Bundesfamilienministerium sind in Deutsch-
land schätzungsweise 3.500 Mädchen und Frauen betroffen 

© Jeanette Dietl - Fotolia.com 

 

Seit Jahren steigt die Zahl der europäischen Stu-
dierenden, die in einem anderen Land einen Teil 
oder gleich das komplette Studium verbringen. 
Die Zahl der ERASMUS-Teilnehmer ist laut aktu-
eller 

Studierende bleiben häufiger daheim 

Angaben der Europäischen Kommission im 
Studienjahr 2012/2013 mit fast 270.000 Teil-
nehmern auf ein neues Allzeithoch gestiegen. 
Allerdings zeigt eine neue Untersuchung, an der 
auch der Deutsche Akademische Austausch 
Dienst (DAAD) beteiligt ist, dass erstmals seit 
Erhebung der Zahlen der prozentuale Anteil 
deutscher Studenten, die im Ausland studieren, 

B
er

ic
h

t 
au

s 
d

en
 In

st
it

u
ti

on
en

 

http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/12528_de.htm�
http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2014-07/cp140096de.pdf�
http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/12543_de.htm�
http://www.wissenschaftweltoffen.de/publikation/wiwe_2014_verlinkt.pdf�


  

 
 
 

 aktuell Juli/August 2014 

 

-9- 

 
  

9. Jahrgang 

zurückgegangen ist. Die absolute Zahl ist zwar 
angestiegen, aber 2011 wollten nur noch 6,3 
Prozent ins Ausland, im Vorjahr waren es noch 
6,5 Prozent. 

Der Anteil deutscher Studenten am ERASMUS-
Programm ist in etwa gleichgeblieben, aber der 
Anteil derer, die im Ausland einen Abschluss 
erwerben wollen, geht zurück. Die Statistik wird 
zudem durch eine starke Mobilität deutscher 
Studenten nach Österreich beeinflusst. Die feh-
lenden Numerus Clausus Regelungen an öster-
reichischen Universitäten lassen aber vermuten, 
dass ein großer Teil der Mobilität nicht nur auf 
Weltoffenheit und Interesse an einer anderen 
Studienumgebung zurückzuführen ist. Eine ein-
deutig positive Auswirkung des Bologna-
Prozesses auf das Mobilitätsverhalten von Stu-
dierenden sei zumindest insgesamt nicht festzu-
stellen, so die Autoren der Studie. 

Anders sieht es mit dem Interesse ausländischer 
Studierender an einem Studienaufenthalt in 
Deutschland aus. An deutschen Universitäten 
und Fachhochschulen machen sie mittlerwiele 
einen Anteil von 11,3 Prozent aus, insgesamt 
etwa 282.000 Menschen. Besonders viele Bil-
dungsausländer seien in ingenieurwissenschaft-
lichen Fächern immatrikuliert. Zudem habe sich 
auch die Zahl der ERASMUS-Studenten in den 
vergangenen zehn Jahren verdoppelt. Die meis-
ten kamen demnach aus Spanien, Frankreich, 
Italien, Polen und Großbritannien. Etwa die Hälf-
te der ausländischen Studierenden, die in 
Deutschland einen Abschluss erwerben, bleibe 
nach dem Studium zumindest vorerst in 
Deutschland und habe hier auch gute Chancen, 
eine Festeinstellung zu bekommen. Immerhin 85 
Prozent der Befragten gaben an, eine Erwerbstä-
tigkeit auszuüben.  

 

Lange war für den 11. Juli in Turin ein Gipfel der 
europäischen Staats- und Regierungschefs zur 
europäischen Jugendgarantie angekündigt. Nur 
wenige Wochen vorher nahm die italienische 
Ratspräsidentschaft den Termin aber von der 
Agenda. Als Ersatz fand am selben Tag ein tech-
nisches Fachseminar mit Regierungsexperten in 
Brüssel statt. Große Kritik gab es allerdings we-
niger an der Absage des Gipfels, sondern daran, 
dass die Umsetzung der Jugendgarantie bislang 
kaum vorangekommen sei. Das EU-Programm 

soll dazu beitragen, jedem jungen Menschen bis 
25 nach spätestens vier Monaten eine feste Ein-
stellung, ein Praktikum oder eine Ausbildung zu 
ermöglichen. Allerdings ist von den dafür zuge-
sagten sechs Milliarden Euro bislang noch kein 
einziger Euro an die Mitgliedstaaten gegangen. 

Jugendgarantie: Fachseminar statt Gipfel 

Alle Mitgliedsländer haben mittlerweile Pläne 
vorgelegt, wie die Jugendgarantie in ihren Län-
dern implementiert werden kann. Allerdings hat 
bislang nur Frankreich ein konkretes Konzept 
vorgelegt, auf dessen Grundlage Mittel von etwa 
620 Millionen Euro genehmigt wurden. Einige 
Länder, unter anderem Deutschland, haben al-
lerdings keinen Anspruch auf finanzielle Unter-
stützung, da die Jugendarbeitslosigkeit hier ver-
gleichsweise gering ist. Bei anderen Ländern, 
etwa Griechenland oder Spanien mit enorm 
hoher Jugendarbeitslosigkeit, ist die Verzöge-
rung hingegen problematisch. 

 
Mit dem Rücken zur Wand: Jung und arbeitslos 

© Jonathan Stutz - Fotolia.com 

Aus Sicht der Kommission sollte nun das techni-
sche Seminar in Brüssel zu einer besseren Um-
setzung der Strategie beitragen. EU - Beschäfti-
gungskommissar László Andor sagte zu den Zie-
len der Veranstaltung: „Das Seminar soll die 
Mitgliedstaaten unterstützen, damit sie ihre aus 
der Beschäftigungsinitiative finanzierten Maß-
nahmen zugunsten junger Menschen schneller 
planen und die betreffenden Mittel bestmöglich 
einsetzen können.“ Die Kommission weist auch 
explizit darauf hin, dass alle Maßnahmen ab 
dem 1. September 2013 mit den Mitteln, also 
auch rückwirkend, finanziert werden können. 
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Jean-Claude Juncker ist der neue Präsident der 
EU-Kommission. Das Europäische Parlament 
wählte den Luxemburger am 15. Juli mit großer 
Mehrheit ins Amt. Nun muss Juncker bis zum 
Herbst aus den Kandidatinnen und Kandidaten 
der Mitgliedstaaten ein Team zusammenstellen 
für die neue Kommission, die wiederum, nach 
Anhörung der Anwärter, vom Parlament zu be-
stätigen ist. Der Bundeshauptvorstand des dbb 
hat klare Erwartungen an die neue Kommission 
formuliert. Der dbb Bundesvorsitzende Klaus 
Dauderstädt bezog am Vorabend der Wahl 
Junckers Stellung. 

Erste Forderungen an die neue Kommission 

„Der dbb erwartet von der neuen Europäischen 
Kommission, die Anfang November ihre Arbeit 
aufnehmen soll, dass sie beschäftigungs- und 
sozialpolitische Initiativen nutzt, um die Mit-
gliedstaaten in ihren politischen Zielen besser zu 
unterstützen und deren Zusammenarbeit unter-
einander zu fördern. Dabei müssen die Grund-
sätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßig-
keit beachtet werden“, sagte der dbb Bundesvor-
sitzende Klaus Dauderstädt am 14. Juli 2014. 

 
Klaus Dauderstädt 

© dbb, 2014 

Die EU-Kommission sollte die Verwaltungszu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten stärker als 
bisher unterstützen, so Dauderstädt weiter. „Na-
türlich muss dabei die alleinige Regelungskom-
petenz der Mitgliedstaaten für die Organisation 
ihrer Verwaltungen wie auch dienstrechtlicher 
Ordnungen berücksichtigt werden“, erklärte 
Dauderstädt. „Das öffentliche Dienstrecht fällt in 
die ausschließliche Kompetenz der Mitgliedstaa-
ten. Wir öffnen uns aber für strategische Überle-
gungen, wie das öffentliche Dienstrecht im Zuge 
einer allmählichen Angleichung arbeits- und 
sozialrechtlicher Rahmenbedingungen in der 

Eurozone weiterentwickelt werden kann“, mach-
te der dbb Chef deutlich. 

Ferner solle die Kommission ihre Zuständigkeit 
für den Arbeits- und Gesundheitsschutz dafür 
nutzen, einer Verschlechterung der Arbeitsbe-
dingungen der Beschäftigten in Europa entge-
genzuwirken. „Wir erwarten von der Kommissi-
on auch, dass sie wichtige Weichenstellungen 
für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie und zur Meisterung der Herausforderun-
gen des demografischen Wandels vornehmen 
wird“, machte Dauderstädt klar. 

Eine Schwächung von Rechten der Beschäftigten 
lehne der dbb strikt ab. Solche Regelungen dürfe 
die Europäische Kommission in einer neuen Ar-
beitszeitrichtlinie keinesfalls vorsehen, mahnte 
der dbb Chef. Insbesondere müsse der Rechts-
rahmen für Bereitschaftsdienstzeiten unange-
tastet bleiben. 

 

Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 
hat das am 19. Juni 2014 in Luxemburg ergan-
gene Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) zur altersdiskriminierenden Bezahlung 
von Beamten in Berlin als wichtige Etappe auf 
dem Weg zur endgültigen Klärung des System-
wechsels im Besoldungsrecht begrüßt: „Der 
EuGH hat die geltenden Übergangsregelungen, 
die als altersdiskriminierend kritisiert worden 
sind, grundsätzlich gebilligt. Aus dem Urteil 
leitet sich daher kein zwingender gesetzlicher 
Änderungsbedarf ab.“ 

EuGH-Urteil zur Beamtenbesoldung 

Der dbb begrüßt, dass die jahrelange Ungewiss-
heit damit beendet ist, ob die Überleitungsrege-
lungen mit ihrem Bezug auf Dienstaltersstufen 
einen Verstoß gegen Unionsrecht darstellen. 
Dauderstädt: „Gleichwohl hat der EuGH festge-
stellt, dass das frühere System auf einer Alters-
diskriminierung der Beamtinnen und Beamten 
beruhte. Wir brauchen also weiter eine letztin-
stanzliche Klärung in Deutschland. Es bleibt 
nämlich offen, wie die Aussage der Luxemburger 
Richter zu interpretieren ist, dass eine Haftung 
der Bundesrepublik Deutschland von deutschen 
Verwaltungsgerichten geprüft werden müsse.“ 
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Der dbb hat sich Ende Juni an einer Konsultation 
der EU-Kommission zum Transatlantischen Frei-
handelsabkommen TTIP beteiligt. Der dbb 
spricht sich grundsätzlich für freien Handel und 
gegen Protektionismus aus. „TTIP wie auch an-
dere Investitionsabkommen dürfen aber Sozial-, 
Umwelt- und Verbraucherschutzstandards nicht 
in Frage stellen“, so der dbb in seiner Stellung-
nahme. Der dbb legt größten Wert darauf, dass 
die Parlamente über gemeinwohlorientierte 
Regelungen entscheiden können, ohne dass 
diese von ausländischen Investoren als ver-
meintliche indirekte Enteignungen angegriffen 
werden können. „TTIP darf nicht zu einem Hebel 
für weitere Deregulierungen und Liberalisierun-
gen werden, die von der Mehrzahl der europäi-
schen Bürger abgelehnt werden.“ 

Transatlantisches Freihandelsabkommen auf 
dem Prüfstand 

Der dbb befürwortet eine möglichst enge Zu-
sammenarbeit Europas mit den USA. Nur so 
ließen sich bei allen Unterschieden der westli-
chen Wohlfahrtstaaten die ihnen gemeinsamen 
Grundlagen und Werte in einer globalisierten 
Welt aufrecht erhalten. Die EU-Kommission 
kündige viele sinnvolle Regelungen an, die nied-
rigere Standards verhindern sollen. „Wenn TTIP 
auf die Akzeptanz der Bevölkerung stoßen soll, 
muss das ernst gemeint sein“, so der dbb. Von 
grundlegender Bedeutung sei die bisher nicht 
sichergestellte Transparenz über die Verhand-
lungsgegenstände. 

 
Höchst umstrittenes Abkommen 

© kotoyamagami - Fotolia.com 

Kritisch sieht der dbb den weitreichenden Inves-
torenschutz, den TTIP offenbar vorsieht. Dieser 
dürfe nicht dazu führen, dass Leistungen der 
Daseinsvorsorge unter Privatisierungsdruck ge-
raten, soziale Dienstleistungen in Frage gestellt 
werden. Das im Abkommen vorgesehene Streit-

beilegungsverfahren über internationale 
Schiedsgerichte lehnt der dbb mit Verweis auf 
die nationalen und europäischen Gerichte und 
den hier zu beschreitenden Rechtsweg ab. Be-
sonders negativ sieht der dbb, dass die Schieds-
verfahren auf Antrag nur einer Partei nicht öf-
fentlich sind. „Über öffentliche Dienstleistungen 
müssen Parlamente entscheiden, je nach Zu-
ständigkeit auf zentralstaatlicher, regionaler und 
lokaler Ebene, nicht jedoch internationale Ge-
richte.“ 

Der dbb spricht sich gegen jedwede Diskriminie-
rung von in Deutschland oder einem anderen 
EU-Staat niedergelassene Investoren aus. „Dies 
darf aber nicht bedeuten, dass im Gastland gel-
tende Normen ausgehebelt werden.“ Diskrimi-
nierungsfreiheit müsse heißen: „Gleiche Rechte 
wie inländische beziehungsweise europäische 
Investoren. Der Maßstab für diese Rechte dürfen 
aber nicht die Normen des Herkunftslands sein.“ 
Der dbb fordert die EU-Kommission auf, alle 
Verhandlungskapitel und die Inhalte von TTIP 
offenzulegen. 

 

Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) erwar-
tet vom Europäischen Parlament, dass es die 
bisherigen Verhandlungen über eine Transatlan-
tische Handels- und Investitionspartnerschaft 
(TTIP) auf den Prüfstand stellt. Dies erklärte der 
VBE-Bundesvorsitzende Udo Beckmann anläss-
lich der Neukonstituierung des Europäischen 
Parlaments. „Die parlamentarische Kontrolle des 
gesamten Verhandlungsprozesses muss eindeu-
tig verankert werden“, so Beckmann. Die feh-
lende Transparenz der Verhandlungen über das 
Freihandelsabkommen sei ein gravierender 
Webfehler, der schnellstmöglich beseitigt wer-
den müsse. 

Ausverkauf von Bildung verhindern 

Beckmann fordert ein neues Verhandlungsman-
dat für TTIP. „Das TTIP-Mandat muss neu geklärt 
werden.“ Der VBE spricht sich für den generellen 
Ausschluss des Bildungsbereichs aus dem TTIP 
aus. „Es muss verhindert werden, dass Regeln für 
den kommerziellen Handel die Möglichkeiten der 
Regierungen und der zuständigen Behörden 
einschränken, öffentliche Bildung in hoher Quali-
tät bereitzustellen.“ Unter Hinweis auf das All-
gemeine Abkommen über den Handel mit 
Dienstleistungen (GATS) stellt der VBE-
Bundesvorsitzende klar: „In Deutschland neh-
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men öffentliche und private Bildungseinrichtun-
gen den öffentlichen Bildungs- und Erziehungs-
auftrag wahr. Deshalb bringt eine analoge Rege-
lung zu GATS, Dienstleistungen auszunehmen, 
die in Ausübung der Regierungsautorität geleis-
tet werden, keinen hinreichenden Schutz vor 
Kommerzialisierung der Bildungsqualität.“ 

 
VBE-Chef Udo Beckmann 

© dbb, 2014 

In Interview mit news4teachers sagte Beckmann, 
es sei ein „Skandal“, dass die Öffentlichkeit be-
züglich TTIP im Unklaren gelassen werde. „Die 
Verhandlungen höhlen insbesondere den in der 
EU geltenden Grundsatz aus, dass der Bildungs-
bereich in Verantwortung der Mitgliedstaaten 
ausgestaltet wird und in Deutschland die Länder 
zuständig sind.“ Beckmann befürchtet, dass die 
staatliche Aufsicht über die Qualität privater und 
gewinnorientierter Schulen eingeschränkt wer-
den könnte. „Hohe Qualitätsstandards bei Lizen-
sierungs- und Akkreditierungsverfahren könnten 
als versteckte Handelsbarrieren ausgelegt wer-
den.“ TTIP berge auch die Gefahr, dass der Staat 
seine Bildungsetats mit Blick auf die Schulden-
bremse zugunsten privater Finanzierung herun-
terfahren könnte. 

 

Der Vorsitzende der dbb Grundsatzkommission 
Europa, Dietmar Knecht, präsentierte am 30. 
Juni auf dem Bundeshauptvorstand des dbb in 
Weimar drei europapolitische Entschließungen. 
Gegenstand dieser Entschließungen sind die 
Themen Personalgewinnung und Personalbin-
dung, Entwicklung des öffentlichen Dienstrechts 

in Europa und ein Forderungskatalog des dbb an 
die neue Europäische Kommission. Die Texte 
wurden mit großer Mehrheit verabschiedet. 

Europapolitische Leitlinien des dbb 

Die beiden Entschließungen „Personalgewin-
nung und Personalbindung“ sowie „Entwicklun-
gen des öffentlichen Dienstrechts in Europa“ 
sind vor dem Hintergrund sich in weiten Teilen 
der Europäischen Union nachhaltig verschlech-
ternder Arbeitsbedingungen im öffentlichen 
Dienst zu sehen. In den meisten EU-Staaten hat 
es im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise 
große Einschnitte im öffentlichen Dienst gege-
ben: Kürzungen in der Besoldung, Verschlechte-
rungen der Pensionsansprüche, Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit, Einstellungsstopps, Perso-
nalabbau, in der Folge eine immer höhere Auf-
gabendichte der verbliebenen Mitarbeiter bei 
schlechteren Rahmenbedingungen auch hin-
sichtlich der Ausstattung mit Arbeitsmitteln. All 
dies macht den öffentlichen Dienst als Arbeitge-
ber unattraktiv. Deshalb fordert die Entschlie-
ßung „Personalgewinnung und Personalbin-
dung“ dazu auf, diesen Themenkomplex auch 
auf europäischer Ebene intensiv zu behandeln 
und bei den europäischen Entscheidungsträgern 
ins Bewusstsein zu heben. 

Die Entschließung „Entwicklung des öffentlichen 
Dienstrechts in Europa“ tritt ergänzend neben 
die Entschließung „Personalgewinnung und 
Personalbindung“. Hierin geht es zum einen um 
die Frage der Zuständigkeit für den öffentlichen 
Dienst, die der dbb klar und unmissverständlich 
beantwortet: Für die Finanzierung und die Orga-
nisation ihrer öffentlichen Dienste sind die EU-
Mitgliedstaaten zuständig. Der dbb betont die 
Grundsätze der Subsidiarität und der Verhält-
nismäßigkeit auf europäischer Ebene. 

 
Quo vadis Europa 
© fotomek - Fotolia.com 
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Gleichzeitig, so heißt es in der Entschließung, 
könne nicht geleugnet werden, dass die europäi-
sche Schuldenbremse, die gemeinsame Haus-
haltsüberwachung, die Regeln des verschärften 
Stabilitätspakts und des Fiskalpakts indirekt sehr 
wohl großen Einfluss auf die Rahmenbedingun-
gen für die öffentlichen Dienste haben. Deshalb 
ist für den dbb eine die Kompetenzordnung ach-
tende europäische Perspektive auf die Ziele ho-
heitlicher Verwaltung und öffentlicher Dienst-
leistungen unverzichtbar. Der dbb fordert unter 
anderem „eine nachhaltige Lösung der europäi-
schen Schuldenkrise, ohne dass die öffentliche 
Infrastruktur in den EU-Staaten zerstört wird“. 
Der dbb spricht sich zudem für gemeinsame 
Lösungsansätze bei den fiskalischen Rahmenbe-
dingungen aus, um die Einnahmebasis der Mit-
gliedstaaten zu verbessern. Dabei geht es zuvor-
derst um eine wirksame Zusammenarbeit der 
EU-Staaten zur Bekämpfung der Steuerflucht, -
vermeidung und –hinterziehung sowie zur Har-
monisierung bestimmter Steuern. 

Die Entschließung „Europa nach der Wahl“ bein-
haltet acht Punkte, mit denen der dbb die neue 
EU-Kommission, die im Herbst ihr Amt antreten 
soll, direkt adressiert und wichtige politische 
Forderungen ausspricht. Diese politischen Forde-
rungen betreffen die europäische Beschäfti-
gungs- und Sozialpolitik, wieder die aus dbb 
Sicht unbedingt einzuhaltende europäische 
Kompetenzordnung, die Verwaltungszusam-
menarbeit der Mitgliedstaaten, die sozialen Fol-
gen europäischer Gesetzgebung und die Trans-
parenz europäischer Rechtsetzung, die Beteili-
gung der CESI im sozialen Dialog, eine Absage an 
weitere Liberalisierungen und Privatisierungen, 
den europäischen Arbeits- und Gesundheits-
schutz sowie aus diesem Bereich konkret die zur 
Überarbeitung anstehende, für die Kollegen in 
den Krankenhäusern, bei der Feuerwehr und der 
Polizei besonders wichtige Arbeitszeitrichtlinie. 

 

„Die Europäische Kommission muss sich mit dem 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 8. 
April auseinandersetzen und eine neue Richtlinie 
zur Vorratsdatenspeicherung vorlegen. Die Hür-
den sind sicherlich sehr hoch, aber die europäi-
schen Richter haben bewusst die Möglichkeit für 
dieses Instrument gelassen“, erklärte Hermann 
Benker, erster stellvertretender Vorsitzender der 
Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) und 

stellvertretender Vorsitzender des CESI-
Berufsrats Sicherheit. Anfang Juni kündigte EU - 
Innenkommissarin Cecilia Malmström an, in 
absehbarer Zeit keinen neuen Vorschlag zur 
Vorratsdatenspeicherung vorlegen zu wollen. 
Der EuGH hatte die bestehende Richtlinie als zu 
weitgehend abgelehnt. Bundesjustizminister 
Heiko Maas will nur dann eine deutsche Rege-
lung vorlegen, wenn es zuvor eine europäische 
Richtlinie gibt. „Die Politik darf sich nicht gegen-
seitig den Schwarzen Peter zuschieben. Wir be-
nötigen die Vorratsdatenspeicherung, um eine 
effiziente Verbrechensbekämpfung garantieren 
zu können“, so Benker. 

Vorratsdatenspeicherung bleibt aktuell 

„Das Urteil des Europäischen Gerichtshofes zur 
Vorratsdatenspeicherung ist ein sicherheitspoli-
tischer Wegweiser. Anhand der Vorgaben muss 
nun ein neuer rechtlicher Rahmen geschaffen 
werden“, fordert der DPolG-Vize. Zwar hatte der 
EuGH in seinem Urteil die undifferenzierte Mas-
senspeicherung von Daten als unangemessen 
bezeichnet. Medienberichten Ende Juni zufolge 
gibt es zudem ein Rechtsgutachten des juristi-
schen Diensts des Europäischen Rats. Demnach 
sei „eine allgemeine, voraussetzungslose Spei-
cherung von Daten“ künftig nicht mehr möglich. 
Dennoch schließt der EuGH das Mittel der Vor-
ratsdatenspeicherung zum Zwecke der Krimina-
litätsbekämpfung in seinem Urteil nicht voll-
ständig aus, solange die ergriffenen Maßnah-
men verhältnismäßig sind. 

 
DPolG-Vize Hermann Benker 

© dbb, 2014 

„Bei einer Neuauflage der Regelungen muss 
einiges beachtet werden, aber das ist kein Grund, 
es gar nicht erst zu versuchen“, erläutert Benker. 
Die Verantwortung sieht er nicht nur bei der 
Kommission. „Die Bundesregierung ist nun auf-
gefordert, die im EuGH-Urteil aufgezeigten 
Rahmenbedingungen schnellstmöglich in ein 
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nationales Gesetz umzusetzen und damit eine 
wirksame Verbrechensbekämpfung zum Schutz 
der Bevölkerung zu ermöglichen. Die Polizei darf 
nicht ins Hintertreffen geraten und benötigt 
deshalb das passende Handwerkszeug.“ Es sei 
nicht zwingend, auf eine europäische Regelung 
zu warten. „Der Opferschutz darf bei dieser De-
batte nicht hinter dem Täterschutz zurückblei-
ben.“ 

 

Im Juni einigten sich die Verkehrsminister im Rat 
auf wichtige Aspekte des Vierten Eisenbahnpa-
kets. EU-Verkehrskommissar Siim Kallas erklärte 
zu dieser Initiative: „Ich hoffe, dass sich weitere 
Erfolge bei der Verabschiedung der Vorschläge für 
das vierte Eisenbahnpaket an den heutigen Erfolg 
bei der technischen Säule anschließen“. Kallas 
will dem Eisenbahnsektor neue Impulse geben 
und setzt dabei auf eine marktliberale Politik. Der 
Bundesvorsitzende der Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer (GDL) kritisiert die Vorlage. 
Claus Weselsky sieht noch keinen gleichberech-
tigten Marktzugang für alle Eisenbahnunterneh-
men in Europa. Ohne diskriminierungsfreien Zu-
gang gebe es auch keinen fairen Wettbewerb. 

Einheitlicher europäischer Eisenbahnraum 

„Leider ist es der EU-Kommission unter Vorsitz 
von Siim Kallas nicht gelungen, die Rahmenbe-
dingungen so zu setzen, dass die Wettbewerbs-
bedingungen im Markt allen Eisenbahnverkehrs-
unternehmen einen gleichberechtigten und dis-
kriminierungsfreien Zugang zur kompletten Infra-
struktur gewährleisten. Es wird nun Aufgabe der 
neu besetzten EU-Kommission sein, diesen Faden 
wieder aufzunehmen und vor allem auch eine 
schnellere Angleichung der technischen Rahmen-
bedingungen herbeizuführen“, kommentiert 
Weselsky, der stellvertretender Bundesvorsitzen-
der des dbb ist. „Zudem müssen alle Hebel ange-
setzt werden, um die Qualität und Effizienz der 
Dienstleistungen im europäischen Eisenbahnver-
kehr zu verbessern“. Dies werde ganz eindeutig 
mit dem am 13. Juni von Kallas vorgelegten Be-
richt über den europäischen Schienenverkehrs-
markt belegt. 

Die beschlossenen Maßnahmen sollen dazu bei-
tragen, Verfahren zu beschleunigen, Diskriminie-
rungen bei der Ausstellung von Sicherheitsbe-
scheinigungen sowie der Zulassung von Fahrzeu-
gen zu vermeiden, Betriebskosten zu senken so-
wie mehr Verkehr von der Straße auf die Schiene 

umzuleiten. Aus Sicht der EU-Kommission lassen 
sich ökonomische und ökologische Ziele glei-
chermaßen erreichen. Noch sei der Markt national 
aufgesplittert, was zu einer Vielzahl von Vorschrif-
ten und Verfahren für Hersteller und Eisenbahn-
unternehmen führe. Die Europäische Kommission 
sieht im Eisenbahnverkehr einen „unverzichtba-
ren Bestandteil des Verkehrs in der EU“. Mit den 
beschlossenen Maßnahmen soll die Qualität des 
europäischen Schienenverkehrs verbessert wer-
den. Sie umfassen Richtlinien zur Interoperabilität 
und der Sicherheit, also der technischen Harmoni-
sierung der nationalen Eisenbahnen, damit die 
Unternehmen auch grenzübergreifend operieren 
können und nicht bereits an unterschiedlichen 
Spurbreiten und ähnlichen Hemmnissen schei-
tern. Weitere Regelungen betreffen die Europäi-
sche Eisenbahnagentur, die diese Harmonisierung 
begleitet. 

 
GDL-Chef und dbb Vize Claus Weselsky 

© dbb, 2014 

EU-Kommissar Kallas erklärte weiter, die Kommis-
sion wolle den Eisenbahnbinnenmarkt vollenden, 
um den Bürgern bessere und bezahlbare Leistun-
gen zu bieten. Kallas betonte, der europäische 
Eisenbahnsektor müsse international wettbe-
werbsfähig sein. „Dies ist aber nur dann möglich, 
wenn wir die noch vorhandenen technischen 
Hemmnisse beseitigen, die Skaleneffekte erhö-
hen, die Verwaltungskosten senken, die Verwal-
tungsverfahren beschleunigen und Diskriminie-
rung vermeiden“. Die Kommission setzt vor allem 
auf mehr Wettbewerb und will den Markt für 
mehr Betreiber öffnen. Im Rat stehen weitere 
Beratungen zu einzelnen Bestandteilen des Vier-
ten Eisenbahnpakets an. Das neu gewählte Euro-
päische Parlament entscheidet mit. 
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Am 8. Juli  wurde im Europäischen Parlament die 
Initiative „

Europe+ 

Europe+ - Zivilgesellschaft für die Er-
neuerung der Europäischen Demokratie“ vorge-
stellt. Unter der Federführung der Europäische 
Bewegung International arbeiten 43 Organisatio-
nen der europäischen Zivilgesellschaft zusam-
men, mit dabei die Europäische Union der Unab-
hängigen Gewerkschaften CESI. Ziel ist es, dem 
Europäischen Projekt mit kreativen Ideen und 
einer starken Verankerung in der Zivilgesellschaft 
eine neue Richtung zu geben. Zusammengefun-
den hatten die Initiatoren der Kampagne im Laufe 
des vergangenen Jahres, um sich gemeinsam an 
der immer lauter werdenden Debatte um die 
institutionelle Zukunft der Europäischen Union 
beteiligen zu können. 

 
CESI-Präsident Romain Wolff 

© EMI, 2014 

CESI-Präsident Romain Wolff erläuterte bei der 
Auftaktveranstaltung im Europäischen Parlament 
die Aufgabe der Gewerkschaften in der aktuellen 
Debatte: „Gewerkschaften setzen sich nicht nur 
für Arbeitnehmer ein. Wir müssen im Interesse 
aller Bürger arbeiten.“ Viele der CESI-
Gewerkschaften seien die Vertretung von Arbeit-
nehmern im öffentlichen Dienst und im Gesund-
heits- und Pflegesektor. Gerade diese Menschen 
wüssten aus ihrer täglichen Arbeit, was es bedeu-
tet, sich für das öffentliche Gut einzusetzen und 
für das Wohl der Menschen zu arbeiten. Europe+ 
sei ein wichtiger gesellschaftlicher Impuls mit 
dem Ziel, mehr Menschen in direkten Kontakt mit 
der Europäischen Union und ihrer Politik zu brin-
gen. „Der Kern dieser Kampagne ist das Gemein-
wohl!“ 

Der Präsident der Europäischen Bewegung, der 
Europaabgeordnete Jo Leinen, hob die große Ver-
antwortung der Zivilgesellschaft für die Zukunft 
der europäischen Demokratie hervor: „Europe+ 

wurde in einer Zeit gegründet, in der Europa sich 
großen politischen und wirtschaftlichen Heraus-
forderungen gegenüber sieht und in der beson-
ders Argumente der Zivilgesellschaft für eine 
Erneuerung der europäischen Demokratie ge-
braucht werden, um euroskeptischen Argumen-
ten entgegenzutreten.“ Leinen verwies auf die 
Rolle, die die Zivilgesellschaft in der Geschichte 
der europäischen Integration gespielt habe. Sie 
habe am Anfang des europäischen Projekts ge-
standen und müsse auch jetzt wieder Verantwor-
tung übernehmen, wenn es um die Neubelebung 
der Diskussion über Europas Zukunft gehe. 

 

Estland ist mit etwa 1,3 Millionen Einwohnern der 
kleinste der drei baltischen Staaten. Begünstigt 
durch seine Größe und angetrieben durch einen 
starken Innovationswillen in der noch jungen 
Gesellschaft des 1990 wiedergegründeten Staates 
entwickelt sich Estland zum digitalen Vorreiter. 
Transparenz und Partizipation werden zu neuen 
Leitbildern der öffentlichen Verwaltung erklärt. Es 
gibt kaum einen Bereich des öffentlichen und 
privaten Lebens in Estland, in den die digitale 
Revolution noch nicht Einzug gehalten hätte. In 
diesem Umfeld diskutierten am 26. und 27. Juni 
über hundert europäische Gewerkschaftsvertre-
ter auf Einladung der Akademie Europa (CESI) 
über die Chancen und Herausforderungen für die 
öffentliche Verwaltung im Zeitalter des Web 2.0. 

Verwaltung der Zukunft 

 
Fortbildung für Gewerkschaftsmitglieder 

©Lauri Laan, 2014 

In ihrer Begrüßungsansprache erläuterte die est-
nische Ministerin für Wirtschaft und Infrastruktur 
Urve Palo die Chancen des digitalen Fortschritts 
für die Bürger. So könne jeder Este innerhalb von 
nur zwanzig Minuten ein Unternehmen gründen, 
ohne dafür auch nur einmal seine Wohnung ver-
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lassen zu müssen. Möglich mache dies der elekt-
ronische Ausweis. Jeder Bürger habe darüber 
Zugang zu Online-Behördendiensten, eine schnel-
le und unkomplizierte Authentifizierung der per-
sönlichen Daten sei über den Ausweis sofort ge-
währleistet. Die Ministerin zeigte sich überzeugt, 
dass Estland schon in wenigen Jahren Weltmarkt-
führer für digitale Behördendienstleistungen sein 
könne. Bereits Ende 2014 solle jeder EU-Bürger in 
Estland dieselben digitalen Dienstleistungen nut-
zen können wie auch estnische Staatsbürger. 

 
CESI-Generalsekretär Klaus Heeger 

©Lauri Laan, 2014 

CESI-Generalsekretär Klaus Heeger verwies in der 
Diskussion auf den Vorbildcharakter der estni-
schen Verwaltung. „Aus Sicht der Bürger hat Est-
land Großes geschaffen. Der Service der öffentli-
chen Verwaltung ist schnell, beinahe jederzeit 
und von überall auf der Welt verfügbar. Öffentli-
che Dienste sollen für die Menschen da sein, das 
demonstriert Estland auf beeindruckende Art und 
Weise.“ Dennoch dürfe nicht vergessen werden, 
dass nicht nur Bürger, sondern vor allem die Ver-
waltungsmitarbeiter eingebunden werden müs-
sen. „Die digitalen Veränderungen der letzten 
Jahre waren atemberaubend. Es bieten sich bei-
nahe unendliche Möglichkeiten, auch für die öf-
fentliche Verwaltung. Allerdings können diese nur 
verwirklicht werden, wenn auch die Bedürfnisse 
der öffentlich Bediensteten beachtet werden.“ 

Weder jetzt noch in der Zukunft gehe es ohne die 
öffentlich Bediensteten, so der CESI - Generalsek-
retär. „Keine Technik der Welt kann Einfühlungs-
vermögen, direkte Ansprache und unkomplizierte 
Hilfe ersetzen“, sagte Heeger. „Technik kann den 
Menschen nur ergänzen, macht ihn aber nicht 
überflüssig. In der Privatwirtschaft sind teilweise 
verheerende Entwicklungen im Servicebereich zu 
beobachten. Das funktioniert dort schon nicht 
und darf keinesfalls auf die öffentlichen Dienste 
übergreifen.“ Allerdings bedeute das im Umkehr-

schluss nicht, dass die neuen Technologien keinen 
großen Nutzen bringen können. „Es darf keinen 
Stillstand geben, schon gar nicht in der öffentli-
chen Verwaltung. Aber Fortschritt braucht Au-
genmaß und Verantwortungsbewusstsein der 
Arbeitgeber.“ 

Ganz ohne Regeln könne die digitale Revolution in 
der öffentlichen Verwaltung deshalb nicht ablau-
fen. „Regeln beschränken nicht zwangsläufig jede 
Kreativität für mögliche Lösungsansätze. Viel-
mehr können klare Regeln auch den nötigen 
Raum für Entfaltung schaffen“, erläuterte Heeger. 
„Die Aufgabe des öffentlichen Diensts – zuverläs-
sige Arbeit im Interesse der Bürgerinnen und Bür-
ger anzubieten – hat sich nicht geändert doch die 
Wege sind vielfältiger geworden. Das ist ein gro-
ßer Gewinn, den es nun zu nutzen gilt.“ 

 
Ute Wiegandt-Fleischhacker, Vorsitzende des dbb hessen 

©Lauri Laan, 2014 

Unterstützt wurden Heegers Forderungen durch 
Ute Wiegandt-Fleischhacker. Die Landesbundvor-
sitzende des dbb Hessen erläuterte, worauf es aus 
Sicht der Arbeitnehmer bei der Digitalisierung der 
Verwaltung ankomme. „Jeder Wandel muss so 
früh wie möglich kommuniziert werden. Es kann 
nicht darum gehen, technische Neuerungen 
überhastet und ohne Rücksicht auf Verluste in 
den Verwaltungsalltag einzuführen. Die Beschäf-
tigten müssen jederzeit in den Prozess mit einbe-
zogen werden, ihre Anliegen müssen ernst ge-
nommen werden.“ Ein besonders wichtiger As-
pekt sei dabei die Datensicherheit. „Wie jede Pri-
vatperson sollten auch die Mitarbeiter im öffentli-
chen Dienst jederzeit wissen, was mit ihren Daten 
passiert und wie diese verarbeitet werden.“ Dies 
sei auch eine Frage des nötigen Vertrauensver-
hältnisses zum Dienstherrn. 

Die öffentliche Verwaltung sehe sich mit einer 
steigenden Erwartungshaltung durch die Bürger 
konfrontiert, so Wiegandt-Fleischhacker. „In der 
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öffentlichen Verwaltung wird häufig der gleiche 
Service erwartet, den auch private Unternehmen 
zur Verfügung stellen.“ Auch wenn dies nicht 
immer möglich und sinnvoll sei, sei es dennoch 
ein nötiger Ansporn, auch neue Wege zu beschrei-
ten. „Technischer Fortschritt kann den Service für 
die Bürger verbessern und gleichzeitig auch Ver-
waltungsabläufe vereinfachen und völlig neue 
Möglichkeiten eröffnen.“ Von dieser Öffnung 
könnten auch die Bediensteten umfassend profi-
tieren. 

Die Verantwortung, die neuen Systeme in den 
Arbeitsalltag umzusetzen, dürfe dabei aber nicht 
allein bei den Arbeitnehmern liegen. „Jeder Sys-
temneustart erfordert qualitative und ausführli-
che Fortbildungen für die Beschäftigten. Das kos-
tet natürlich auch Geld. Aber wer diese Investitio-
nen scheut, kann nicht im Gegenzug eine moder-
ne und zeitgemäße Verwaltungsarbeit erwarten.“ 
Ein großes Problem sei zudem der Verwaltungs-
abbau im öffentlichen Dienst. „Wenn immer we-
niger Menschen immer mehr Arbeit und neue 
Aufgaben übernehmen sollen, leidet sehr schnell 
die Qualität und die Gesundheit der Beschäftig-
ten.“ 

 
dbb Vize Volker Stich 

©Lauri Laan, 2014 

Der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Vol-
ker Stich wies auf die Sorgfaltspflicht öffentlicher 
Stellen hin. „Es ist wichtig, dass auch die Verwal-
tung und politische Entscheidungsträger die Vor-
teile der modernen Technologien nutzen, um zum 
Beispiel in den Dialog mit Bürgern und Interes-
sengruppen zu treten. Es ist gut, wenn jeder seine 
Wünsche und Anregungen direkt an die Verwal-
tung herantragen kann.“ Allerdings habe dies in 
der Vergangenheit auch dazu geführt, dass Ein-
zelmeinungen zu stark bei der Entscheidungsfin-
dung gewichtet wurden und andere, relevante 

Akteure, die wenig über digitale Medien kommu-
nizieren, ausgeschlossen wurden. „Wir befinden 
uns nach wie vor in einer Experimentierphase. 
Vieles ist durchaus begrüßenswert, aber nicht 
jede bewährte Methode muss deshalb gleich 
schlecht sein.“ 

 
Teilnehmer mit Generalsekretär Klaus Heeger (links) und Akade-

mie Präsident Emilio Fatovic (rechts) 
©Lauri Laan, 2014 

 

Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 
hat am 20. Juni 2014 in Zürich auf die große Be-
deutung international einheitlicher Strukturen für 
den öffentlichen Dienst hingewiesen. Auf der 
Delegiertenversammlung zum hundertjährigen 
Bestehen des Zentralverbands Öffentliches Per-
sonal Schweiz sagte Dauderstädt: „Die Globalisie-
rung engt unsere Spielräume ein und verlagert 
Probleme vom nationalen auf internationales 
Parkett. Da ist es wichtiger denn je, gemeinsame 
und einheitliche Strukturen zu fördern.“ Aller-
dings gebe es dabei klare Grenzen. 

Öffentlicher Dienst international: Einheitlichkeit 
fördern, Subsidiarität achten 

Denn die „Subsidiarität als Respektslinie vor nati-
onalen oder regionalen Traditionen und Zustän-
digkeiten“ sei dabei zu beachten, sagte Dauders-
tädt weiter. Um dies zu gewährleisten, sei die 
internationale Zusammenarbeit auch für Gewerk-
schaften immer wichtiger. Die Interessen der 
Mitglieder aus dem öffentlichen Dienst durchzu-
setzen sei gemeinsames Ziel des Zentralverban-
des und des dbb: „Wir stehen dafür, den Bürgern 
einen leistungsfähigen und modernen öffentli-
chen Dienst zu bieten. Und wir kämpfen dafür, 
dass das Personal nicht überfordert und ange-
messen entlohnt wird.“ 
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Berauschende Kräutermischung 

Der Verkauf von Kräutermischungen mit synthe-
tischen Cannabinoiden ist in Deutschland nicht 
per se verboten. Allerdings können die Inhalts-
stoffe erhebliche Nebenwirkungen wie Übelkeit, 
heftiges Erbrechen, Herzrasen, Desorientierung, 
Wahnvorstellungen und sogar Kreislaufversagen 
verursachen. Zwei Verkäufer dieser Kräutermi-
schungen wurden von Gerichten zu hohen Stra-
fen verurteilt, mit der Begründung, sie hätten 
illegal bedenkliche Arzneimittel verkauft. Da die 
Inhaltsstoffe als solche nicht verboten waren, 
kam keine Strafe wegen Drogenhandels in Frage. 
Der Europäische Gerichtshof erläuterte in sei-
nem Urteil nun aber, dass die in Frage stehenden 
Kräutermischungen nicht als Arzneimittel einzu-
stufen seien. Zwar gebe es ein berechtigtes Inte-
resse, einen hohen Gesundheitsschutz der Be-
völkerung gewährleisten zu wollen, die sach-
fremde Einstufung sei aber kein angemessenes 
Mittel, dieses Ziel zu erreichen. 

 
Sachfremde Einstufung 

© Lava Lova - Fotolia.com 

Gesundheitsmigration  

Eine rumänische Staatsangehörige wurde in 
Rumänien in ein Krankenhaus eingeliefert, da 
sich ihr Gesundheitszustand aufgrund einer 
Erkrankung stark verschlechtert hatte. Die nötige 

Behandlung konnte allerdings nicht durchge-
führt werden, weil in der entsprechenden Klinik 
die nötigen technischen Geräte nicht zur Verfü-
gung standen. Obwohl ihre Krankenkasse eine 
Behandlung in Deutschland im Vorfeld ablehnte, 
entschloss sich die Patientin zu einer ärztlichen 
Versorgung in einem deutschen Krankenhaus. 
Die dadurch entstandenen Kosten forderte sie 
danach von ihrer Kasse zurück. Der Generalan-
walt am EuGH teilt in seinem Schlussantrag die 
Einschätzung der Patientin. Die Kasse müsse die 
Kosten übernehmen, wenn die Leistung vom 
entsprechenden Leistungssystem erfasst ist. 
Allerdings schränkt der Generalanwalt ein, dass 
dies nur bei einem punktuellen, vorübergehen-
den Mangel der Fall sei. Unzumutbar sei es hin-
gegen, wenn es strukturelle Mängel gebe, in 
deren Folge es zu einer massenhaften Behand-
lungsmigration komme. 

Schwangere bleiben Arbeitnehmerinnen 

In Großbritannien können Arbeitnehmer grund-
sätzlich eine so genannte Einkommensbeihilfe 
beantragen, wenn ihr Einkommen einen be-
stimmten Betrag nicht übersteigt. Diese Leistung 
steht prinzipiell auch Schwangeren und Wöch-
nerinnen zu. Allerdings wird die Leistung nur an 
Personen gezahlt, die ihren dauerhaften Aufent-
halt in Großbritannien haben und nicht an Ge-
bietsfremde, also Menschen, die ihren dauerhaf-
ten Aufenthalt nicht im Land haben. Einer Fran-
zösin, die 2006 eingereist war und erst als Hilfs-
lehrerin und später, während ihrer Schwanger-
schaft 2008 als Kindergartenhelferin in Großbri-
tannien arbeitete, wurde die Leistung verwehrt. 
Sie musste wegen der starken körperlichen Be-
lastung im sechsten Schwangerschaftsmonat 
vorübergehend ihre Arbeit im Kindergarten auf-
geben und konnte erst nach der Geburt ihres 
Kindes zurückkehren. Nach Ansicht der Behörden 
verlor sie damit auch ihren Status als Arbeit-
nehmerin. Der EuGH teilt diese Einschätzung 
nicht. Im entsprechenden Urteil wird ausgeführt, 
dass die Arbeitnehmereigenschaft nicht in jedem 
Fall von einem konkreten Arbeitsverhältnis ab-
hängig gemacht werden kann. Obwohl sie auf-
grund der körperlichen Einschränkung vorüber-
gehend nicht ihrer Arbeit nachgehen konnte, sei 
die Französin in dieser Zeit dennoch in den Ar-
beitsmarkt eingegliedert gewesen und habe 
deshalb auch einen Anspruch auf die Beihilfe 
gehabt. 
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von Christian Moos 

Zwischen Hammer und Amboss: 
Der irische öffentliche Dienst in den Krisenjahren 

Der keltische Tiger war seit den 1990er Jahren das 
europäische Eldorado für Banker und sonstige 
Spekulanten. Irland profitierte im internationalen 
Wettbewerb von seinen niedrigen Steuersätzen, 
vor allem aber von der Finanzmarktderegulie-
rung. Im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts ent-
stand dort ein nahezu rechtsfreier Raum. Mit 
realwirtschaftlichen Investitionen Geld zu verdie-
nen, galt überall in Europa als unsexy, besonders 
aber auf der grünen Insel. Deutsche Spitzenpoliti-
ker nannten Irland um die Jahrtausendwende als 
Referenzmodell für erfolgreiches Wirtschaften, 
als Blaupause für Wachstum. Wenn industrielle 
Produktion bereits als überholt galt, so wurde die 
öffentliche Daseinsvorsorge, sieht man von Kern-
bereichen hoheitlicher Aufgaben ab, längst schon 
nicht nur als altmodisch angesehen, sondern 
nachgerade als schädlich. Der schlanke Staat war 
in aller Munde. Privat vor Staat lautete noch am 
Vorabend der Weltfinanzkrise auch in Deutsch-
land die Parole. 

Die USA ließen privat vor Staat gelten, als die In-
vestmentbank Lehman Brothers im September 
2008 zusammenbrach. Der amerikanische Staat 
verhinderte die Bankenpleite nicht. Als die von ihr 
ausgehende Schockwelle als Schockwelle auf die 
europäischen Banken zurollte, sahen sich die Eu-
ropäer aus Angst vor einer Kernschmelze an den 
Finanzmärkten gezwungen, massiv im Banken-
sektor zu intervenieren. Die europäischen Banken 
wurden von der öffentlichen Hand gerettet, der 
große Crash des Finanzsystems blieb aus. Es wa-
ren der Staat und die supranationalen europäi-
schen Institutionen, die in die Bresche sprangen. 
Die irische Bankenrettung zählte neben der islän-
dischen zu den spektakulärsten. 

Die Irische Republik verzeichnete bis 2008 einen 
der niedrigsten öffentlichen Schuldenstände Eu-
ropas. Die privaten Haushalte waren anders als in 
Spanien, trotz eines Immobilienbooms auch in 
Irland, nicht nennenswert überschuldet. Es waren 
die irischen Banken, die mit so hohen Milliarden-
summen gerettet werden mussten, dass darüber 
der Staat an den Rand des Ruins geriet und die 
Eurozone, ohnehin durch die mit dem griechi-
schen Offenbarungseid einsetzende Schuldenkri-
se destabilisiert, in die Nähe des Zusammen-
bruchs. Irland war das erste europäische Land, das 
Ende 2010 Platz unter dem Euro-Rettungsschirm 

EFSF fand. Das Hilfspaket für Griechenland war 
noch vor und außerhalb des ersten, befristeten 
Rettungsschirms von der Troika aus Europäischer 
Zentralbank (EZB), EU-Kommission und Internati-
onalem Währungsfonds (IWF) geschnürt worden. 

Als die Banker am Ende ihres Lateins waren, galt 
auf einmal nicht mehr privat vor Staat. Die euro-
päischen Steuerzahler übernahmen Garantien, 
die die Spekulanten aus ihrer privaten Haftung 
entließen. Die Banken wurden gerettet, Irland wie 
auch den anderen, nachfolgenden Euroländern als 
Gegenleistung für die Hilfen von der Troika Spar-
programme auferlegt. Dem infolge der Banken-
rettung vollkommen überschuldeten irischen 
Staat wurde eine eiserne Schlankheitskur aufer-
legt. Und Irland sparte drastisch, die Bevölkerung 
trug den Kurs stoisch mit. Seit 2010 können die 
Befürworter des schlanken Staates für sich in 
Anspruch nehmen, endlich ans Ziel gelangt zu 
sein. 

 
2008 platzte die keltische Tigerblase 

© Artalis - Fotolia.com 

Ende 2013 konnte Irland den Rettungsschirm 
verlassen, wieder erfolgreich Staatsanleihen zu 
erträglichen Zinsen auflegen, sich aus eigener 
Kraft am Kapitalmarkt refinanzieren. Das Land ist 
aber nicht mehr dasselbe. Insbesondere gilt das 
für den öffentlichen Dienst. Mit der Verschlan-
kung des Staates einher ging ein massiver Roll 
back der gewerkschaftlichen Beteiligungsrechte. 
Die sozialpartnerschaftliche Mitbestimmung 
wurde in den Krisenjahren faktisch abgeschafft. 

Anders als im Falle Griechenlands, wo es offen-
kundig Defizite in der Leistungsfähigkeit der öf-
fentlichen Verwaltung gibt, besaß Irland vor der 
Krise funktionierende, verbindliche und vertrau-
ensvolle sozialpartnerschaftliche Beziehungen. 
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Für alle irischen Arbeitnehmer gab es einen for-
malisierten Dreiparteiendialog, an dem neben den 
Gewerkschaften die Zentralregierung und die 
Arbeitgeber beteiligt waren. Als Irland in der Welt-
finanz- und Bankenkrise in eine schwere Rezessi-
on geriet, kündigten die privaten Arbeitgeber den 
Dialog auf. Die Verhandlungen verlagerten sich 
auf die Unternehmens- oder sogar Betriebsebene, 
wurden also zunehmend dezentral geführt. Für 
den öffentlichen Dienst blieb der zentrale Dreipar-
teiendialog formal bestehen, wenn auch unter 
erheblich erschwerten Bedingungen. Wenn die 
Augenhöhe der Verhandlungspartner der Maß-
stab ist, brach der soziale Dialog auch hier zu-
sammen. 

Für den öffentlichen Dienst verhandeln neben 
dem Staat die für öffentlich-rechtliches Personal 
zuständigen Agenturen und öffentliche Unter-
nehmen mit den Gewerkschaften. Während der 
Krise wurden die Gewerkschaften jedoch regel-
recht zu Lohnverzichtsabkommen erpresst. Zeich-
nen sie nicht, so wurde ihnen bedeutet, erlässt der 
Gesetzgeber Besoldungsrecht, das die Situation 
ihrer Mitglieder noch weiter verschlechtert. 

Die tripartiten Verhandlungen für den öffentli-
chen Dienst sind und waren nicht mit Tarifver-
handlungen in Deutschland vergleichbar, weniger 
noch mit dem beamtenrechtlichen Beteiligungs-
verfahren hierzulande. Die tripartiten Verhand-
lungen setzen den Rahmen für die Besoldung und 
sind weitaus formaler und verbindlicher als die im 
deutschen Beamtenrecht übliche Beteiligung. In 
der Hauptphase der Krise regelte der Gesetzgeber 
die Besoldung jedoch unilateral. 

Der Dreiparteiendialog wurde seit 1987 in einer 
Art konzertierter Aktion geführt. Die Regierung 
sicherte niedrige Steuern und sonstige gute Be-
schäftigungsbedingungen zu. Die Gewerkschaf-
ten beantworteten diesen Deal mit moderaten 
Lohnforderungen und im Verhältnis zu den Zeiten 
vor 1987 weniger Streikaktivitäten. Irland kennt 
kein formales Streikrecht, Streiks sind aber unter 
Berücksichtigung bestimmter Umstände zulässig. 
Streikende Arbeitnehmer, ob privat angestellte 
oder staatlich bedienstete, genießen im Rahmen 
der Koalitionsfreiheit eine Art strafbefreiende 
Immunität, wenn sie streiken. Allerdings müssen 
sie stets darauf achten, dass sie sich nicht durch 
zu weit gehende Maßnahmen strafbar machen. 

Um den irischen öffentlichen Dienst zu verstehen, 
muss man sich gedanklich von der den deutschen 
öffentlichen Dienst prägenden Parallelität der 

beiden Statusgruppen von Angestellten und Be-
amten lösen. Der irische Staatsbedienstete steht 
als civil servant im Grunde zwischen den beiden 
deutschen Statusgruppen. Einige wenige irische 
Beamte genießen zwar ein besonderes Maß an 
Unabhängigkeit. Einen Beamtenstatus wie in 
Deutschland gibt es in Irland jedoch nicht. 

 
In deo spero - auf Gott hoffen, wenn nichts mehr geht 

Kirchenfenster in Kinsale im County Cork 
© Alessandro Calzolaro - Fotolia.com 

Die 2008 einsetzende Krise führte binnen Mona-
ten zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit von vier 
auf zwölf Prozent. Bereits im März 2009 verordne-
te die Regierung ohne Absprache mit den Sozial-
partnern eine Kürzung der Pensionen um bis zu 
sechs Prozent. Im Sommer 2009 scheiterten Ver-
handlungen der Sozialpartner für den öffentlichen 
Dienst. Die Einkommen der Beamten wurden, 
abhängig von der Besoldungsstufe, in einem uni-
lateralen Schritt um sechs bis acht Prozent ge-
kürzt. Im Dezember des Jahres verließen die pri-
vatwirtschaftlichen Arbeitgeber den 
sektorübergreifenden Dreiparteiendialog. Für den 
öffentlichen Dienst bestand er formal fort. Die 
Sozialpartner agierten aber nicht mehr auf Au-
genhöhe. 

Die Gewerkschaften für den öffentlichen Dienst 
sahen sich gezwungen, im März 2010 das so ge-
nannte Croke Park Agreement zu unterzeichnen. 
Mit dieser nach dem Verhandlungsort benannten 
Vereinbarung stimmten die Arbeitnehmervertre-
ter mehrjährigen Nullrunden in der Beamtenbe-
soldung zu. Hätten sie sich verweigert, wären 
durch den Gesetzgeber unilateral weitere Ein-
kommenskürzungen durchgesetzt worden. Mit 
dem Rücken zur Wand und das Angebot der Be-
schäftigungssicherung vor Augen, also des Ver-
zichts auf Entlassungen, stimmten die Gewerk-
schaften zähneknirschend zu. 
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Das Croke Park Agreement sollte eigentlich bis 
Ende 2013 gelten. Die Troika, seit Ende 2010 im 
Land – das war nach dem Abschluss von Croke 
Park - drängte aber im Frühjahr 2013 auf weitere 
Sparmaßnahmen. Insgesamt sollte bei den Perso-
nalausgaben des relativ kleinen europäischen 
Landes bis 2015 zusätzlich zu den bereits im 
Rahmen des Croke Park Agreement vereinbarten 
Maßnahmen eine Milliarde Euro eingespart wer-
den. Croke Park brachte bis 2013 bereits Einspa-
rungen in Höhe von 1,8 Milliarden Euro. Die Ge-
werkschaften des öffentlichen Diensts stimmten 
schließlich im Juni 2013 gegen die als Croke Park II 
bekannte Folgevereinbarung. Die Regierung droh-
te daraufhin mit Rechtsetzungsschritten ohne 
Gewerkschaftsbeteiligung. Die Sozialpartner ver-
ständigten sich schließlich in diesem asymmetri-
schen Dialog auf das so genannte Haddington 
Road Agreement. Haddington Road sah nun wei-
tere Nullrunden bis 2016, eine Fortsetzung des 
Einstellungsstopps sowie Gehaltskürzungen von 
bis zu zehn Prozent für Jahreseinkommen ab 
65.000 Euro vor. Zudem wurde die Arbeitszeit um 
2,25 auf 39 Wochenstunden verlängert. Auch 
Zulagen wurden gekürzt oder gestrichen. Immer-
hin beinhaltet die Vereinbarung auch eine Klausel, 
die eine Wiederherstellung der Bezahlung nach 
Überwindung der Krise zusagt. 

Die Einsparsummen sind vor dem Hintergrund 
der Zahl der Beschäftigten des öffentlichen 
Diensts in Irland zu sehen. Die jüngsten verfügba-
ren OECD-Zahlen zeigen, dass der öffentliche 
Dienst 2011 mit knapp 300.000 Mitarbeitern 
einen Anteil von 16,4 Prozent an der Gesamtbe-
schäftigung von rund 1,8 Millionen hatte und 
damit deutlich über dem deutschen Anteil lag, der 
im gleichen Jahr nur 10,6 Prozent ausmachte. In 
Irland leben etwa 4,5 Millionen Menschen. (Für 
eine detaillierte, englischsprachige Darstellung, 
siehe einen Eurofound-Bericht.) 

Dass die Einschnitte im irischen öffentlichen 
Dienst nicht so dramatisch seien, ist zuweilen 
auch zu hören. Die Journalistin Lisa O’Carroll warf 
in einem am 13. September 2011 veröffentlichen 
Online-Beitrag des britischen Guardian die Frage 
auf, ob die irischen Beamten zu gut bezahlt wer-
den. O’Carroll zitierte den damaligen Chefvolks-
wirt der EZB, den Deutschen Jürgen Stark, der in 
der Irish Times erklärt hatte, die Beamtengehälter 
sollten gekürzt werden, weil die irischen Beamten 
im europäischen Vergleich sehr hohe Einkommen 
erzielten. Je nach Dienstgrad liegen die Einkom-
men an vierter, fünfter oder siebenter Stelle unter 

den 28 EU-Staaten. Gleichzeitig, so O’Carroll, ar-
beiteten die irischen Beamten bei einer 37-
Stunden-Woche weniger als ihre kontinentalen 
Kollegen. Was Stark nicht in Rechnung stellte, sind 
jedoch die hohen irischen Lebenshaltungskosten. 
Diese liegen rund 20 Prozent über dem europäi-
schen Durchschnitt. 

Klagen die irischen Staatsbediensteten also auf 
hohem Niveau? Eher nicht. Denn die Einkommen 
lassen sich aufgrund der recht unterschiedlichen 
Lebenshaltungskosten nicht ohne Weiteres mit 
denen etwa der deutschen Beamten vergleichen. 
Wenn die irischen Gehaltseinbußen im öffentli-
chen Dienst und die Pensionskürzungen zusam-
mengerechnet werden, kommt man immerhin 
auf Kürzungen von 15 bis 20 Prozent. Gleichzeitig 
stieg die allgemeine Steuerlast um rund sieben 
Prozent. Der Einstellungsstopp hat zu einer erheb-
lichen Arbeitsverdichtung und Mehrbelastung der 
Staatsbediensteten geführt – bei gleichzeitiger 
Zunahme der Aufgaben, gerade in den Krisenjah-
ren, in denen die irische Gesellschaft insgesamt 
hart auf die Probe gestellt wurde. Dennoch hat es 
während der Troika-Jahre kaum Streiks gegeben. 

Immerhin verzeichnet Irland, das Ende 2013 den 
Rettungsschirm verließ, wieder ein moderates 
Wachstum, das 2014 1,6 und 2015 2,1 Prozent 
erreichen soll. Wann im öffentlichen Dienst wie-
der ein sozialer Dialog auf Augenhöhe stattfinden 
wird, bleibt im Sommer 2014 offen. Dass der völ-
lig dezentralisierte soziale Dialog in der Privat-
wirtschaft alsbald wieder stärker sektoral für das 
ganze Land organisiert werden kann, ist unwahr-
scheinlich. 

 

 

 19.07.2014 Europapolitisches Forum - Europa hat 
gewählt – wohin steuert die EU?; Hoch-
schule für Wirtschaft und Recht; Berlin; 
11.30 Uhr  

Termine 

 24.07.2014 Podiumsdiskussion: Putins verdeckter 
Krieg - Geopolitik und Propaganda in der 
Ukraine-Krise; Europabüro; Altes Fund-
amt; Bremen; 17.00 Uhr 

 28.07.2014 Lesung: Europas schweres Erbe: Polen und 
Deutsche erinnern sich an den Zweiten 
Weltkrieg; Europa-Haus Baden-
Württemberg; Stuttgart; 18.00 Uhr 

 01.09.2014 Podiumsdiskussion: 20 Jahre Kerneuropa: 
Wo stehen wir heute und wo wollen wir 
hin? Jacques-Delors-Institut; Berlin; 16.30 
Uhr 
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Gespräch mit Thomas Händel MdEP, 
Vorsitzender des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten 
im Europäischen Parlament 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der 60jährige EU-Abgeordnete Thomas Händel zog 2009 für die Partei DIE LINKE ins Europäische Parlament ein 
und wurde am 25. Mai 2014 wiedergewählt. DIE LINKE ist Mitglied in der Konföderalen Fraktion der Vereinigten 
Europäischen Linken/Nordische Grüne Linke. Am 7. Juli wurde er zum Vorsitzenden des Ausschusses für Beschäfti-
gung und soziale Angelegenheiten gewählt. Der gebürtige Nürnberger arbeitete seit den späten 1970er Jahren für 
die IG Metall, war über Jahrzehnte SPD-Mitglied und engagierte sich in den 1980er Jahren in der deutschen Frie-
densbewegung. 1987 wurde er Geschäftsführer seiner Gewerkschaft in Fürth. Von 1995 bis 2006 war er ehrenamt-
licher Richter am Landesarbeitsgericht. In Reaktion auf die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen der Regierung Schrö-
der/Fischer beteiligte sich Händel 2004 an der Gründung der Initiative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit (ASG), aus 
der 2005 die Wahlalternative WASG wurde. Die SPD schloss ihn infolge der Gründung der ASG 2004 aus der Partei 
aus. Die WASG schloss sich 2007 mit der PDS zur Partei DIE LINKE zusammen. Seit 2007 ist Händel stellvertretender 
Vorsitzender der Rosa-Luxemburg-Stiftung. 

 

Europathemen: Am 16. Juli hat das Europäische 
Parlament Jean-Claude Juncker als Präsidenten der 
Europäischen Kommission gewählt. Was erwarten 
Sie sich vom neuen Kommissionspräsidenten? 

Händel: Wir haben Jean-Claude Juncker nicht un-
terstützt, weil uns seine Vorstellung in unserer 
Fraktion nicht überzeugt hat. Er sagt, seine erste 
Priorität werde sein, dass Arbeitsplätze geschaffen 
werden und Investitionen stattfinden. Das klingt 
als Programmsatz ganz gut, aber es ist nicht hinter-
legt mit Ankündigungen, was denn konkret passie-
ren soll. Uns hat seine Vorstellung nicht überzeugt, 
wenn ich auch einräumen muss, dass zwei Zusa-
gen von ihm durchaus interessant sind. Er will sich 
nämlich für einen sozialen Mindestlohn in Europa 
einsetzen und in der Frage gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort initiativ werden. Dennoch 

sage ich: Die Worte finde ich gut, allein, mir fehlt 
der Glaube. 

Europathemen: Waren Sie allgemein zufrieden mit 
der Kür der Spitzenkandidaten für das Amt des 
Kommissionspräsidenten? 

Händel: Es war etwas viel Show dabei. Als ersten 
Schritt hin zu europäischen Wahlkampagnen, die 
nicht nur nebulöse Programme und abstrakte For-
derungen sondern auch Personen präsentieren, 
fand ich das schon sinnvoll. Ich glaube auch, dass 
die Positionierung des Parlaments richtig war, dass 
der künftige Präsident aus den Reihen der Spitzen-
kandidaten kommen muss. Das haben wir bewusst 
getan, weil wir irgendwelche 
Hinterzimmergeschichten und das Aushandeln von 
ganz neuen Kandidaten verhindern wollten. 
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Europathemen: Droht nun ein quasi-
konstitutioneller Konflikt zwischen dem Europäi-
schen Rat und dem Parlament? Immerhin hat der 
Europäische Rat ja eine Neubetrachtung des Aus-
wahlverfahrens für das Amt des Kommissionspräsi-
denten angekündigt. 

Händel: Das können sie gerne tun. Wir sind aber 
sehr entschlossen, und wir sagen: Das Europäische 
Parlament braucht mehr Rechte. Da können wir 
nicht darauf warten, dass die europäischen Verträ-
ge geändert werden. Wir haben ein Demokratiede-
fizit in Europa. Das Parlament hat kein Initiativ-
recht. Es kann die Kommissare nur insgesamt und 
nicht einzeln bestätigen oder ablehnen. Das sind 
wesentliche Mängel. Dass wir uns als Parlament da 
aufstellen und gegenüber dem bislang übermäch-
tigen Europäischen Rat eine bessere Position er-
kämpfen wollen, versteht sicher jeder, der meint, 
dieses Europa müsse demokratischer werden. 

Europathemen: Wie werden Sie als Ausschussvorsit-
zender mit der integrationsfreundlichen Mehrheit 
aus Europäischer Volkspartei, Sozialdemokraten und 
Liberalen zusammenarbeiten? 

Händel: Man wird da eine Zusammenarbeit entwi-
ckeln müssen. Ich hätte es mir, Sie werden das 
verstehen, bei meiner politischen Herkunft natür-
lich gewünscht, wir hätten eine Mehrheit links von 
der Mitte im Parlament. Das ist aber nicht so. Im 
Parlament sind wir zur Zusammenarbeit gezwun-
gen. Ich werde als Ausschussvorsitzender auf alle 
Fraktionen zugehen und denke, man kann im Eu-
ropäischen Parlament gut über sachliche Inhalte 
miteinander reden. Dazu gehört, dass man die 
ganzen ideologischen Fragen mal nicht so weit in 
den Vordergrund stellt. Auf der Sachebene gibt es 
viele wichtige Themen, über die wir reden müssen. 
Diese sind zum Beispiel die Schaffung von Arbeits-
plätzen, der Abbau der Jugendarbeitslosigkeit, 
gleiche Rechte für gleiche Arbeit am gleichen Ort 
und menschenwürdige Arbeitszeiten. Man kann da 
sehr fortschrittliche Kompromisse finden. 

Europathemen: Sehen Sie sich mit Ihren europapoli-
tischen Vorstellungen eher bei der Mehrheit des 
Hauses oder eher bei den seit der Wahl zahlreich 
vertretenen Gegnern von Euro und europäischer 
Integration? 

Händel: Ich bin erklärtermaßen kein Europagegner. 
Ich glaube, dass eine Rückkehr zum Nationalstaat 
ein Rückschritt wäre, geschichtlich, politisch und 
sozial. Dieses Europa kann man nur nach vorne 
entwickeln. Man muss es allerdings demokrati-
scher, nachhaltiger, beschäftigungsorientierter und 

wesentlich sozialer gestalten. Ich bin der Auffas-
sung, dass die Austeritätspolitik die Krisenfolgen 
nicht nur nicht lösen konnte, sondern dass sie diese 
ganz erheblich verschärft hat. Ich denke, dass die 
Austeritätspolitik schnellstens beendet werden 
muss. Eine solidarische europäische Wirtschafts- 
und Industriepolitik muss dazu führen, dass wir 
Arbeit schaffen, von der die Menschen eigenstän-
dig leben können. Wenn das nicht geschieht, wird 
Europa seine Glaubwürdigkeit gänzlich verspielen. 
Europa ist ja nicht nur ein großes Friedenprojekt. In 
den Verträgen wird klar signalisiert: Wir wollen 
langfristig einigermaßen gleichwertige Lebensver-
hältnisse. Davon sind wir aber in Europa meilen-
wert entfernt. Die Ziele der 2020 Strategie sind, 
was Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Armut 
angeht, eklatant aus dem Blickfeld geraden. Ich 
denke, wir brauchen einen ziemlich radikalen Poli-
tikwechsel in Europa. 

Europathemen: Wenn die Mehrheit im Parlament 
nicht für einen solchen radikalen Politikwechsel 
steht, und Sie sich gleichzeitig auch nicht mit den 
Europagegnern identifizieren, mit wem wollen Sie 
dann zusammenarbeiten? 

Händel: Man wird zusammenarbeiten müssen. 
Dann wird man versuchen müssen, möglichst gute 
Verhandlungsergebnisse zu erzielen. Natürlich 
geht das nicht ohne Kompromisse. Ich bin jahr-
zehntelang Gewerkschaftssekretär gewesen und 
weiß, dass man in Verhandlungen immer einen 
Kompromiss erzielen muss. Die Frage ist, wieweit 
wir in der Lage sind, diese Kompromisse so zu ge-
stalten, dass sie dem Ziel eines sozialen Europas 
näher kommen. 

Europathemen: Wie wollen Sie mit den Abgeordne-
ten von Front National, AfD, UKIP und sonstigen 
Europagegnern in Ihrem Ausschuss umgehen? 

Händel: Ich gehe davon aus, dass jeder im Aus-
schuss das Recht haben muss, seine Position zu 
formulieren. Ganz im Sinne von Rosa Luxemburg 
denke ich, dass man die Freiheit schaffen, sich dann 
aber auch hart mit diesen Positionen auseinander-
setzen muss. Schlussendlich geht es darum, Mehr-
heiten zu finden, um dem Ziel eines anderen Euro-
pa näher zu kommen. 

Europathemen: Nun ist in einzelnen Ausschüssen 
gezielt verhindert worden, dass Mitglieder der AfD in 
Leitungspositionen kommen. Wie stehen Sie dazu? 

Händel: Wenn sich da Mehrheiten finden, die einen 
Kandidaten ablehnen, ist das in Ordnung. Ich halte 
aber nichts von kategorischen Stigmatisierungen 
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von Parteien oder in diesem Fall von Fraktionen. Es 
gibt bei den Europaskeptikern durchaus auch Men-
schen, von denen ich glaube, dass man in einer 
Diskussion Ergebnisse mit ihnen erzielen kann. Das 
gilt zum Beispiel für den einen oder anderen von 
Beppe Grillos Leuten. Wir werden sehen, wie sie 
sich positionieren. Ich denke allerdings, dass man in 
einer Frage Klarheit schaffen muss, und da bin ich 
fest entschlossen: Europa kann nur nach vorne 
entwickelt werden. Einen Rückweg zu nationalen 
Positionen halte ich für falsch. Und mit Faschisten 
gibt es für mich keinerlei Zusammenarbeit. 

Europathemen: Es hat bei den Parlamentariern 
verhältnismäßig wenig Interesse an einem Sitz im 
EMPL Ausschuss gegeben. Ist die europäische Be-
schäftigungs- und Sozialpolitik unpopulär bei den 
Abgeordneten? 

Händel: Die Beschäftigungspolitik ist in den letzten 
Jahren in der EU sicher etwas in den Hintergrund 
getreten. Das mag daran liegen, dass wir in der 
Frage der Re-Regulierung von Finanzmärkten und 
der Gestaltung der wirtschaftspolitischen Steue-
rung viel zu tun hatten. Ich glaube aber, dass die 
Beschäftigungspolitik in dieser neuen Periode des 
Europäischen Parlaments wieder mehr Interesse 
finden wird und finden muss. Ein Viertel der Men-
schen in Europa, das sind 125 Millionen, leben 
unter oder an der Armutsgrenze. Wir haben sieben 
Millionen arbeitslose Jugendliche. Wir verwehren 
ganzen Generationen eine vernünftige Perspektive 
auf Arbeit und Zukunft. Das sind riesige Herausfor-
derungen, die nur über eine andere Beschäfti-
gungspolitik in den Griff zu bekommen sind. Dazu 
gehört neben den bereits genannten Themen auch, 
dass wir die Segmentierung der Arbeitsmärkte 
aufheben. Wir haben mittlerweile sieben Beschäf-
tigtengruppen in Europa, die durchaus unter-
schiedliche Rechte haben. Wir werden demnächst 
eine Auseinandersetzung zu führen haben über die 
von den Arbeitgebern gewünschte Flexibilisierung 
der Arbeitszeit. All das sind Herausforderungen, die 
dieser Beschäftigungsausschuss in Angriff nehmen 
muss. 

Ich kann im Übrigen nicht feststellen, dass zu we-
nig Abgeordnete Interesse am Beschäftigungsaus-
schuss hatten. Bei uns waren es 14 Leute für fünf 
Mandate. Auch in anderen Parteifamilien ist kräftig 
um einen Sitz im Beschäftigungsausschuss 
gefighted worden. Die Menschen, die jetzt im Aus-
schuss sind, haben durchaus ein großes Interesse, 
dieses Politikfeld vernünftig auszugestalten. 

Europathemen: Kann das Europäische Parlament 
denn etwas gegen die Arbeitslosigkeit in Europa tun? 

Händel: Wir haben beispielsweise bei der Jugend-
garantie die Situation, dass die Europäische Union 
sieben Milliarden Euro für sieben Millionen jugend-
liche Arbeitslose über sieben Jahre zur Verfügung 
stellt. Das ist natürlich viel zu wenig. Es wird darauf 
ankommen, da noch weitere Mittel zu akquirieren. 
Sicherlich wird das durch nationalstaatliche Pro-
gramme zusätzlich ergänzt. Es sind aber wesentlich 
mehr Mittel notwendig. Das ist nicht allein von der 
beschäftigungspolitischen Seite in unserem EMPL-
Ausschuss zu bearbeiten. Da kommt es darauf an, 
dass wir auch mit dem Wirtschafts- und dem In-
dustrieausschuss ein integriertes Konzept für eine 
andere Wirtschaftspolitik und für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen initiieren. Dazu sind wir wild 
entschlossen. Wir werden sehen, inwieweit wir das 
relativ schnell auf den Weg bringen können. 

 
Thomas Händel im Europäischen Parlament 

© Europäisches Parlament, 2014 

Europathemen: Initiieren bedeutet hier, dass das 
Parlament de facto ein Initiativrecht geltend machen 
wird? Etwa im Wege interinstitutioneller Vereinba-
rungen, also in Tauschgeschäften mit Rat und 
Kommission? 

Händel: Es ist natürlich ein wesentlicher Mangel, 
dass wir kein richtiges, eigenständiges Initiativrecht 
haben. Wir können daher nicht einfach sagen: 
Kommission, leg mal einen Gesetzentwurf vor. Wir 
haben aber die Möglichkeit Initiativberichte zu 
machen, und wir werden natürlich mit dem Rat 
und mit der Kommission in eine Debatte einsteigen 
und Verhandlungen darüber führen, was notwen-
digerweise zu tun ist. Die anderen EU-Institutionen 
können sich dem auch nicht völlig verschließen. 
Das ist eine Frage der Glaubwürdigkeit. 

Europathemen: Sie deuteten schon das Thema Ar-
beitszeit an. Wie geht es mit der Novellierung der 
Arbeitszeitrichtlinie weiter? 
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Händel: Folgt man den Ankündigungen von Busi-
ness Europe und anderen europäischen Arbeitge-
berverbänden, erwarten wir jetzt, also zu Beginn 
der neuen Periode, sehr starken Druck, das Thema 
anzugehen. Ich erwarte da einen Angriff in wesent-
lichen Punkten der Arbeitszeitrichtlinie. Die Arbeit-
geber wollen die Höchstarbeitszeit nach oben öff-
nen. Sie wollen die berühmt berüchtigte Opt-out-
Regelung ausweiten, nach der ein Arbeitnehmer im 
Rahmen seines Arbeitsverhältnisses „ganz freiwil-
lig“ auf die Beschränkung der Höchstarbeitszeit 
verzichten kann. Man will versuchen, Erholungs- 
und Ruhezeiten zu kumulieren, um sie auf beschäf-
tigungsarme Zeiten zu schieben. All diese Vorha-
ben halte ich für völlig indiskutabel. Wir werden 
seitens des Beschäftigungsausschusses versuchen, 
das Thema Arbeitszeit und Gesundheit nach vorne 
zu stellen. Arbeitszeitpolitik war immer eine Frage 
des Gesundheitsschutzes und nicht der ökonomi-
schen Nutzbarmachung der Ware Arbeitskraft. Wir 
werden versuchen, das in den Vordergrund zu 
stellen, weil es Studien gibt, die einen starken Zu-
sammenhang zwischen psychischen, psychosoma-
tischen Erkrankungen und der Arbeitszeitgestal-
tung feststellen. Wir werden uns dieses Themas 
annehmen, damit es nicht zu einer weiteren Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit und damit Verschlechte-
rung des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
kommt. 

Europathemen: Welche weiteren Befassungen er-
warten Sie für den Arbeitsschutz? 

Händel: Wir haben ein Thema, das uns derzeit 
besonders umtreibt. Auf europäischer Ebene gibt 
es ja im Sinne von Entbürokratisierung ein Pro-
gramm mit dem Namen REFIT. Das Parlament hat 
es etwas sorglos durchgewunken. Dieses Paket 
führt derzeit dazu, dass nach einer erfolgten par-
lamentarischen Behandlung, das heißt auch nach 
einer gesetzgeberischen Einigung zwischen Rat 
und Parlament, seitens der Kommission noch ein-
mal überprüft wird, ob eine beschlossene Regelung 
im Sinne der Vermeidung bürokratischer Belastung 
überhaupt vernünftig ist. Das halte ich für ein de-
mokratisch höchst fragwürdiges Instrument, ins-
besondere auch dann, wenn es sich auf getroffene 
Vereinbarungen von Sozialpartnern auf europäi-
scher Ebene erstreckt. 

Kürzlich hat man eine Vereinbarung der europäi-
schen Arbeitgeber und Gewerkschaften im Bereich 
der Friseure schlicht und ergreifend kassiert, weil 
man eine bürokratische Belastung der kleinen 
Unternehmen befürchtete. Jetzt ist angekündigt, 
dass die von uns mühselig zusammengezimmerten 

besseren Kontrollmöglichkeiten bei der Entsen-
dung von Arbeitnehmern wieder einkassiert wer-
den sollen. In der Vergangenheit haben die ur-
sprünglichen Regelungen bekanntermaßen zu 
Arbeitsverhältnissen mit Scheinselbständigkeit und 
Werkverträgen weit unter gesetzlichen Mindest-
lohnniveaus geführt. Das wird zu diskutieren sein. 
Man kann nicht nach einem erfolgten Gesetzge-
bungsakt einfach sagen: Das wollen wir jetzt aber 
nicht und verhindern das über eine solche Kom-
missionsentscheidung im Rahmen von REFIT. Das 
ist höchst problematisch und der Umgang mit den 
europäischen Gewerkschaften veranlasst uns, da 
auch im Parlament etwas genauer drauf zu schau-
en. 

Europathemen: DIE LINKE lehnt die gegenwärtige 
EU als „neoliberal“ ab. Ihre Europapolitik zielt auf 
radikale Veränderungen, das sagen Sie selbst. Wie 
viel Radikalität verträgt Europa? 

Händel: Das ist eine gute Frage. Man muss diffe-
renzieren. Wir lehnen nicht Europa ab. Europa ist 
eine gute Idee, sie wird allerdings im Moment 
schlecht umgesetzt. Europa ist gegenwärtig von 
einem politischen Konzept überzogen, das in der 
Tat wesentlich neoliberal geprägt ist. Das wollen 
wir ändern. Ich denke, dass wir uns insbesondere 
mit der Politik der Troika und mit den ganzen neo-
liberal gefärbten Beschlüssen, die seitens der 
Übermacht von Rat und Kommission gefasst wer-
den, intensiver auseinandersetzen müssen. Wenn 
man zu einem sozialen Europa kommen will, wird 
man versuchen müssen, dieses neoliberale Zeital-
ter in Europa so schnell wie möglich zu beenden. 
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